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1. Petition 16/3348 betr. Schadensersatzforderung
gegen die Gemeinde in einer Bausache

II. Gegenstand der Petition

Der Petent fordert Schadensersatz von der Gemeinde,
da ihm wegen falscher Angaben des Bürgermeisters
bei einem Grundstückskauf zusätzliche Kosten ent-
standen seien.

II. Sachverhalt

Nach Darstellung des Petenten hat er im Juni 2018
von der Gemeinde eine 600 m2 große „voll erschlosse-
ne Gewerbefläche“ erworben. Erst beim Notartermin
habe er im Lageplan gesehen, dass in diesem Grund-
stück eine ca. 100 m2 große Parzelle als „nicht über-
baubare Grünfläche“ eingezeichnet gewesen sei. Er
habe den Bürgermeister gefragt, ob er auf dem Grund-
stück überhaupt sein Bauprojekt realisieren könne,
denn sein Bauvorhaben würde teilweise über der
„nicht überbaubaren Grundstücksfläche“ (Grünstrei-
fen) errichtet. Der Bürgermeister habe in Gegenwart
seiner Frau und des Notars geantwortet: „Selbstver-
ständlich können Sie da bauen. Dieser Plan ist veral-
tet, das haben wir längst geändert.“ Aufgrund dieser
Aussage habe er das Grundstück gekauft. In der Folge
habe sich herausgestellt, dass die Aussage des Bürger-
meisters falsch gewesen sei. Das Bauprojekt sei
zunächst nicht genehmigungsfähig gewesen, da der
Bebauungsplan noch nicht geändert gewesen sei. Dies
habe zu einer Bauverzögerung geführt.

Nach den Unterlagen der Gemeinde hat sich der Pe-
tent mit Schreiben vom 29. Oktober 2018 an den Bür-
germeister gewandt. Er führt dort aus, dass er wegen
der verspäteten Eröffnung des Betriebs Gewinnein-
bußen habe hinnehmen müssen. Ursprünglich sei die
Eröffnung für den 1. Juli 2018 vorgesehen gewesen.
Tatsächlich konnte er den Betrieb erst Ende Oktober
2018 eröffnen. Er beklagt dort weiter, er habe wegen
des Grünstreifens im Baugrundstück kein Kenntnisga-
beverfahren durchführen können. Ein Kenntnisgabe-
verfahren hätte einen Baubeginn nach vierzehn Tagen
möglich gemacht. Da das Gebäude bereits bestellt ge-
wesen sei, habe er es abnehmen müssen. Aufgrund
von Gesprächen zwischen dem Bürgermeister und
dem Landratsamt sei ihm vom Bürgermeister zuge-
sagt worden, dass er die Gebäudeteile auf dem in Re-
de stehenden Baugrundstück abstellen dürfe. Als ihm
dann am 17. September 2018 die Baueinstellungsver-
fügung zugestellt worden sei, habe er feststellen müs-
sen, dass der Bürgermeister seine Zusage nicht einge-
halten hat. Der Anwalt des Petenten sieht im Verhal-
ten des Bürgermeisters eine arglistige Täuschung. In
einem Schreiben an die Gemeinde erhebt der Petent
deshalb folgende Schadensersatzansprüche:

‒  Schadensersatz wegen des Verkaufs einer „wertlo-
sen Parzelle“ von 100 m2 zu 40 Euro/m2,

‒  Ersatz der Kosten für den Gebührenbescheid für
die Baugenehmigung,

‒  Ersatz der Kosten der Baueinstellungsverfügung,

‒  Schadenersatz wegen der verzögerten Eröffnung
des Betriebs.

Der Bürgermeister hat die Angelegenheit seiner Ver-
sicherung übergeben. Diese hatte die Übernahme der
Forderungen abgelehnt.

Nach Angaben der Gemeinde habe der Petent im Jahr
2017 Interesse an einer Gewerbefläche bekundet, um
dort seinen näher bezeichneten Betrieb zu errichten.
Am 10. November 2017 habe er dem zuständigen
Landratsamt mitgeteilt, dass er beabsichtige, in der
Gemeinde diesen Betrieb zu errichten. In seinem Ant-
wortschreiben habe das Landratsamt am 14. Novem-
ber 2018 ausgeführt, dass die Baumaßnahme nach
dem für das Grundstück gültigen Bebauungsplan
grundsätzlich zulässig sei. Unter Einhaltung aller son-
stigen bauplanungs- und bauordnungsrechtlichen
Vorschriften spräche aus baurechtlichen Sicht nichts
gegen das Vorhaben. Für den Bauantrag sei die Hin-
zuziehung eines Planers empfohlen worden. Am 
28. November 2017 habe der Gemeinderat den Ver-
kauf der Gewerbefläche beschlossen. Per E-Mail vom
8. März 2018 habe der Petent den endgültigen Fort-
führungsnachweis erhalten. Gleichzeitig sei ihm mit-
geteilt worden, dass der Kaufvertragsentwurf für den
Notartermin in Vorbereitung sei und parallel hierzu
die Planung des Bauantrags weiter voranschreiten
könne. Wegen der Notariatsreform zum 1. Januar
2018 konnte der Notartermin zum Abschluss des
Kaufvertrags erst am 8. Juni 2018 stattfinden. Nach
Vorlage des Veränderungsnachweises erfolgte die
Auflassung am 17. August 2018. 

Zu keiner Zeit habe der Petent davon ausgehen kön-
nen, dass ein Kenntnisgabeverfahren für sein Bauvor-
haben ausreichend sei. Schließlich habe das Landrat-
samt in seinem Schreiben von einem „Bauantrag“ ge-
sprochen und beim monatlichen Bausprechtag in der
Gemeinde sei dem Petenten am 6. Juni 2018 mitge-
teilt worden, dass ein Bauantrag erforderlich sei.

Nach Angaben der Gemeinde seien weder vor noch
beim Abschluss des Kaufvertrags Zusagen über die
vollständige Überbaubarkeit des Grundstücks ge-
macht worden. Der Bürgermeister habe lediglich ge-
sagt, dass die Gewerbefläche grundsätzlich bebaubar
sei. 

Zu den vermeintlichen Äußerungen des Bürgermei-
sters beim Notartermin teilt die Gemeinde mit, dass
der Petent in seinen Beschwerdeschreiben an den
Bürgermeister dargelegt habe, dieser habe auf seine
Frage nach der Bebaubarkeit des ganzen Grundstücks
gesagt: „Natürlich dürfen Sie dort bauen, das ist ja ihr
Grundstück.“, bzw. „[…] das wird ihr Grundstück,
damit können Sie dann tun, was Sie wollen.“

Nach Angaben der Gemeinde sei beim Notartermin
eine Änderung des Bebauungsplans, mit der der aus-
gewiesene Grünstreifen herausgenommen und die
Baugrenzen geändert werden sollten, bereits vorge -
sehen gewesen. Sie habe hierfür ein beschleunigtes
Bebauungsplanverfahren durchgeführt. Der Aufstel-
lungsbeschluss zur Änderung des Bebauungsplans ist
am 18. September 2018 erfolgt, der Satzungsbe-
schluss am 18. Dezember 2018. Mit der ortsüblichen
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Bekanntmachung am 8. März 2019 sei der geänderte
Bebauungsplan in Kraft getreten.

Der Petent habe erst am 31. Juli 2018 den Bauantrag
zur Errichtung seines Betriebs eingereicht. Dieser sei
am 1. August 2018 an das zuständige Baurechtsamt
weitergeleitet worden. Daher sei offensichtlich, dass
eine Eröffnung zum 1. Juli 2018 nicht möglich gewe-
sen sei. Am 16. August 2018 sei dem Petenten vom
Landratsamt mitgeteilt worden, dass der Bauantrag
nicht genehmigungsfähig sei und den Festsetzungen
des Bebauungsplans widerspräche. Es habe zwar eine
Absprache gegeben, dass der Petent zur Vermeidung
einer Konventionalstrafe die Gebäudeteile auf dem
Baugrundstück lagern dürfe; dieser habe jedoch ab-
sprachewidrig das Gebäude aufbauen lassen. Der Pe-
tent habe daher während des Baugenehmigungs -
verfahrens ohne Baugenehmigung mit dem Bauvorha-
ben begonnen. Das Landratsamt habe daraufhin am
17. September 2018 eine Baueinstellung verfügt. Die
Baugenehmigung sei schließlich dann am 23. Oktober
2018 erteilt worden. Am 4. November 2018 habe der
Petent der Gemeinde die Aufnahme seiner freiberuf -
lichen Tätigkeit mitgeteilt.

III. Rechtliche Würdigung

1. Schadenersatz für das „wertlose Grundstück“

Im Kaufvertrag wurde vereinbart, dass der Vertrags-
gegenstand im Geltungsbereich eines Bebauungsplans
liegt und eine Bebauung nur im Rahmen dieses Be-
bauungsplans möglich ist. Eine besondere Bebaubar-
keit wurde ausdrücklich nicht vereinbart. Beim Not-
artermin wurde dem Petenten nach Angabe der Ge-
meinde vom Bürgermeister zugesagt, dass das Grund-
stück grundsätzlich bebaubar ist. Der vom Petenten
mitgeteilte Wortlaut der Äußerungen des Bürgermeis -
ters in der Petition und in den Beschwerdeschreiben
an den Bürgermeister ist nicht identisch. Letztlich ist
die genaue Formulierung für die Beurteilung des
Sachverhalts unerheblich, denn es konnte vorausge-
setzt werden, dass dem Petenten bekannt war, dass für
die Prüfung und Beurteilung von Baumaßnahmen das
Landratsamt zuständig ist. Des Weiteren konnte da-
von ausgegangen werden, dass dem Petenten bekannt
war, dass für die Bebauung des Grundstücks eine
Baugenehmigung erforderlich ist und dass die Vor-
schriften des Baugesetzbuchs und der Landesbauord-
nung einzuhalten sind. Ein schuldhaftes Verhalten des
Bürgermeisters kann auch schon deshalb nicht ange-
nommen werden, da es in der Verantwortung des
Bauherrn bzw. seines Architekten liegt, sich vor der
Entscheidung über den Kauf eines Grundstücks be-
züglich der Bebaubarkeit kundig zu machen. Dies hät-
te dem Petenten auch aus seiner Tätigkeit bekannt
sein müssen, bei der er auch mit Bauangelegenheiten
befasst sein dürfte. Im Übrigen räumt der Petent in
seinem Petitionsschreiben selbst ein, dass er beim
Notar „zu arglos“ gewesen sei.

Ergänzend ist festzustellen, dass der Bebauungsplan
inzwischen geändert ist und der Grünstreifen inzwi-
schen aus dem Bebauungsplan herausgenommen wur-
de. Der zunächst nicht überbaubare Grundstücksteil

dürfte daher jetzt auch vom Petenten nicht mehr als
„wertlos“ angesehen werden.

Ein Anspruch auf Schadenersatz wäre abschließend
vor den Zivilgerichten zu klären.

Damit das Bauvorhaben des Petenten zeitnah reali-
siert werden konnte, ist die Gemeinde ihm entgegen-
gekommen und hat in einem beschleunigten Bebau-
ungsplanverfahren die Grünfläche aus dem Bebau-
ungsplan herausgenommen. In diesem Zusammen-
hang sind der Gemeinde Mehrausgaben von mindes -
tens 10.000 Euro entstanden, da die Grünfläche erst in
der nächsten größeren Überplanung des Gebiets her-
ausgenommen worden wäre.

2. Ersatz der Kosten für den Gebührenbescheid für
die Baugenehmigung

Bei der Errichtung des Betriebs des Petenten handelt
es sich um einen Sonderbau i. S. von § 38 Landesbau-
ordnung (LBO). Da im vorliegenden Fall kein Kennt-
nisgabeverfahren nach § 51 LBO zulässig war, war
die Erteilung einer Baugenehmigung zwingend erfor-
derlich. Die Kosten sind vom Bauherrn zu tragen. Ei-
ne Rechtsgrundlage für eine Erstattung ist nicht er-
sichtlich.

3. Ersatz der Kosten für die Baueinstellungsverfü-
gung

Der Petent hat absprachewidrig mit der Errichtung
seines Betriebs vor Erteilung der Baugenehmigung
begonnen. Dass das Landratsamt eine Baueinstel-
lungsverfügung erlassen hat, ist daher seinem persön-
lichen Verhalten zuzuschreiben. Eine Kostenerstat-
tung kommt nicht in Betracht.

4. Erstattung von Einnahmeausfällen wegen verzöger-
ter Eröffnung

Die Verzögerungen können nicht der Gemeinde an-
gelastet werden. Auf die Ausführungen unter Ab-
schnitt III. 1 wird verwiesen. Ein Schadenersatzan-
spruch liegt nicht vor.

IV. Ergebnis

Den Schadenersatzforderungen des Petenten kann
nicht entsprochen werden. Es bleibt dem Petenten un-
benommen, sich in der vorstehenden Angelegenheit
an die Zivilgerichte bzw. die Staatsanwaltschaft zu
wenden.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 

Berichterstatter: Beck
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2. Petition 16/3377 betr. Einbeziehung Strafgefan-
gener in die gesetzliche Rentenversicherung

In seiner an den Deutschen Bundestag gerichteten Pe-
tition vom 8. Mai 2018 beantragt der Petent die Ein-
beziehung von Inhaftierten in die gesetzliche Renten-
versicherung (1.). Des Weiteren beanstandet er, dass
der Staat durch die aus seiner Sicht geringe Entloh-
nung arbeitender Inhaftierter aufgrund von Wettbe-
werbsverzerrungen von der Gefangenenarbeit profi-
tiere (2.). 

Der Deutsche Bundestag hat am 4. Mai 2019 auf
Empfehlung des dortigen Petitionsausschusses u. a.
beschlossen, die Petition den Landesvolksvertretun-
gen zuzuleiten.

Zu 1.):

Der Strafvollzugsausschuss der Länder hat bereits im
Jahr 2015 auf Grundlage des damaligen Beschlusses
der 86. Konferenz der Justizministerinnen und Justiz-
minister eine offene Bund-Länder-Arbeitsgruppe ge-
bildet, die damit betraut war, Grundlagen und Aus-
wirkungen einer Einbeziehung von Strafgefangenen
und Sicherungsverwahrten für Beschäftigungszeiten
während der Haft und der Sicherungsverwahrung in
die gesetzliche Rentenversicherung zu prüfen. Die
Arbeitsgruppe unter Beteiligung Baden-Württem-
bergs hat Mitte des Jahres 2016 ihren Abschlussbe-
richt vorgelegt.

Danach beinhaltet die Frage der Einbeziehung von
Gefangenen in die gesetzliche Rentenversicherung
zahlreiche komplexe insbesondere sozialversiche-
rungsrechtliche Problemstellungen, die in der Arbeits-
gruppe nicht abschließend geklärt werden konnten
und einer weiteren Prüfung und Bewertung bedürfen.
Nach wie vor offen ist gerade die Frage der Finanzie-
rung einer solchen – nach allen in Betracht kommen-
den Umsetzungsmodellen bei nicht nur marginaler Er-
höhung des Rentenanspruchs mit erheblichen Kosten
verbundenen – Maßnahme.

Der Petitionsausschuss des Landtags von Baden-
Württemberg hat sich mit der Thematik bereits im
Rahmen der Petition 16/1071 befasst und beschlos-
sen, die Petition bezüglich der Einbeziehung in die
gesetzliche Rentenversicherung der Regierung als
Material zu überweisen (vgl. Drucksache 16/3955).

Hieran anknüpfend ist Folgendes auszuführen:

Nach einer Entscheidung des Bundesverfassungs -
gerichts (BVerfG, Urteil vom 1. Juli 1998 – 2 BvR
441/90) fordern weder das Resozialisierungsgebot
noch der Gleichbehandlungsgrundsatz eine Einbezie-
hung Gefangener und Sicherungsverwahrter in den
Schutz des sozialen Sicherungssystems. Der Bundes-
gesetzgeber hat mit Schaffung des Strafvollzugsgeset-
zes vom 16. März 1976 allerdings die Einbeziehung
von Gefangenen in die gesetzliche Rentenversiche-
rung vorgesehen. Die Vorschriften sollten nach einem
im Gesetz formulierten Vorbehalt jedoch erst durch
besonderes Bundesgesetz in Kraft treten, §§ 198 Ab-

satz 3, 190 Strafvollzugsgesetz. Ein solches Gesetz ist
bislang nicht geschaffen worden. Die Zuständigkeit
für die Einführung einer derartigen Versicherungs-
pflicht liegt beim Bundesgesetzgeber.

Wesentliche Ursache hierfür sind die bei einer Einbe-
ziehung entstehenden beträchtlichen Kosten. Zur Fra-
ge deren Finanzierung hat die Finanzministerkon -
ferenz dem Vorsitz der Konferenz der Justizministe-
rinnen und -minister (JuMiKo) mit Schreiben vom 
8. September 2016 unter anderem mitgeteilt, dass je-
denfalls eine zusätzliche Belastung der Länderhaus-
halte vermieden werden müsse und dass Mehraus -
gaben in den jeweiligen Justizhaushalten gedeckt sein
müssten.

Zu den Auswirkungen einer Einbeziehung von Gefan-
genen und Sicherungsverwahrten in die gesetzliche
Rentenversicherung ist auszuführen, dass diese zwar
aufgrund der in den meisten Fällen vor Beginn des
Freiheitsentzugs kaum vorhandenen Erwerbsbiografie
in der Regel nicht zu einem Entfallen des Bedarfs an
Leistungen zur Grundsicherung führten. Durch die
Einbeziehung von Strafgefangenen und Sicherungs-
verwahrten in die gesetzliche Rentenversicherung
würden aber regelmäßig der Bedarf an Leistungen der
Grundsicherung im Alter gemindert, Anwartschaften
im Falle des Eintritts einer Erwerbsminderung auf-
grund der Fortzahlung von Beiträgen in die gesetz -
liche Rentenversicherung erhalten und Ansprüche auf
medizinische Rehabilitationsleistungen zur Wieder-
herstellung der Erwerbsfähigkeit begründet werden.

Vor diesem Hintergrund kam eine Arbeitsgruppe der
Konferenz der Arbeits- und Sozialministerinnen und 
-minister (ASMK) in einem Bericht vom 14. Juli 2017
zu der Empfehlung einer Gleichstellung jedenfalls
solcher Beschäftigungsverhältnisse von Gefangenen,
die der Systematik der gesetzlichen Rentenversiche-
rung entsprechend bei einer derartigen Beschäftigung
extra mures in diese einbezogen wären.

Die JuMiKo hat sich anschließend am 6. und 7. Juni
2018 mit der Thematik vor dem Hintergrund der darge-
stellten Einschätzungen der eigenen Arbeitsgruppe und
der Arbeitsgruppe der ASMK sowie der Haltung der
Finanzministerkonferenz zur Finanzierung befasst. 

Im Ergebnis wurde im Beschlusswege festgestellt,
dass die Einbeziehung Gefangener in die gesetzliche
Rentenversicherung grundsätzlich sinnvoll sei. Da die
Zuständigkeit für eine eventuelle Einführung einer
derartigen Versicherungspflicht jedoch beim Bundes-
gesetzgeber liegt, wurde die Bundesministerin der
Jus tiz und für Verbraucherschutz gebeten, sich bei
dem Bundesminister für Arbeit und Soziales für eine
entsprechende Änderung des Sechsten Buches Sozial-
gesetzbuch (SGB VI) einzusetzen, die allerdings im
Hinblick auf die zu erwartenden Einsparungen für den
Bundeshaushalt bei der Grundsicherung im Alter kei-
ne zusätzliche Belastung der Länderhaushalte verur-
sacht. Hintergrund ist, dass bei der Einbeziehung von
Gefangenen und Sicherungsverwahrten in die gesetz-
liche Rentenversicherung im Ergebnis der Bundes-
haushalt durch Rentenzahlungen entlastet würde;
denn nach § 46 Buchstabe a SGB XII erstattet der
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Bund den Ländern seit dem Jahr 2014 die – ansonsten
für die Betroffenen anfallenden – Ausgaben für die
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung.

Die Auffassung der Erforderlichkeit einer Finanzie-
rung durch den Bund teilt die ASMK vom 5. und 
6. Dezember 2018 nicht, wenn dies zu Lasten der
Versichertengemeinschaft gehen würde.

Entsprechende Finanzmittel sind im hiesigen Landes-
haushalt hierfür allerdings nicht vorgesehen. Auch be-
stehen im hiesigen Justizhaushalt keine Einsparpoten-
ziale in der erforderlichen Größenordnung, die die
von der Finanzministerkonferenz vorgegebene Kos -
tenneutralität für den Landeshaushalt realisierbar er-
scheinen ließen:

Der letztlich noch nicht abschließend einschätzbare
Umfang der Belastung des betroffenen Haushalts hin-
ge von der konkreten Ausgestaltung der bundesge-
setzlichen Regelung ab, insbesondere von der Höhe
des prozentualen Anteils an der Bezugsgröße, von der
Art der einzubeziehenden unterschiedlichen vollzug -
lichen Beschäftigungsverhältnisse und davon, ob vom
tatsächlichen Arbeitsentgelt der Gefangenen Beitrags-
anteile einbehalten werden sollen. Unter Zugrundele-
gung eines in der Diskussion der Arbeitsgruppen der
ASMK und der JuMiKo entwickelten Regelungsmo-
dells, das – ähnlich bei behinderten Menschen, die in
geschützten Einrichtungen tätig sind (für diese wer-
den vom Bund 80 % der Bezugsgröße gemäß § 18
SGB IV finanziert) – als fiktive Bemessungsgrund -
lage 20 bis 30 % der Bezugsgröße in Ansatz bringt,
beliefen sich die Kosten einer Einbeziehung von ar-
beitenden und in Ausbildung befindlichen Gefange-
nen und Sicherungsverwahrten für den hiervon betrof-
fenen Haushalt auf zwischen 3,8 und 6,7 Mio. Euro
pro Jahr. Gegebenenfalls könnten zur Entlastung da-
von lediglich die von der tatsächlichen Vergütung der
Gefangenen einbehaltenen Beitragsanteile in Höhe
von rund 730.000 beziehungsweise 840.000 Euro ab-
gezogen werden. 

Eine an der Bezugsgröße der tatsächlichen Entloh-
nung der Betroffenen (monatlicher Durchschnittsver-
dienst eines arbeitslosenversicherten Gefangenen im
Jahr 2018: 252,72 Euro) orientierte Einbeziehung in
die gesetzliche Rentenversicherung kommt aus Sicht
des Ministeriums der Justiz und für Europa – anders
als nach Auffassung der ASMK – aufgrund der dann
lediglich in marginalem Umfang entstehenden Rente-
nansprüche nicht in Betracht.

Eine der Beschlussfassung der JuMiKo entsprechende
Befassung der Bundesregierung ist bisher allerdings
lediglich dahingehend erfolgt, dass sich diese in einer
Antwort vom 7. März 2019 auf eine parlamentarische
Anfrage der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
auf den von der Justizministerkonferenz abweichen-
den Standpunkt stellt, dass eine Lösung, bei der nicht
die Länder, sondern die Versichertengemeinschaft
oder der Bund die Kosten der Absicherung tragen
würde, nicht sachgerecht sei, weshalb sie derzeit von
weiteren Schritten zur Einführung einer Rentenver -
sicherungspflicht für Gefangene absehe (vgl. Bundes-
tags-Drucksache 19/8234).

Zu 2.):

Die Beschäftigung im Vollzug dient als zentraler
Baustein der Behandlung von Gefangenen und Siche-
rungsverwahrten dazu, deren Fähigkeit zu erhalten,
sich nach der Entlassung den eigenen Lebensunterhalt
zu verdienen und ein Leben in sozialer Verantwor-
tung ohne Straftaten zu führen. Darüber hinaus sollen
die beruflichen Fertigkeiten gefördert werden, um die
Chancen einer beruflichen Wiedereingliederung zu
verbessern. Durch einen strukturierten Tagesablauf,
die Anerkennung der Arbeit durch angemessene mo-
netäre und nicht monetäre Vergütung sowie durch die
Angleichung der Arbeitsplätze und Arbeitsabläufe an
die Verhältnisse außerhalb des Justizvollzugs soll den
Gefangenen die Fähigkeit und der Wille zu einer ver-
antwortlichen Lebensführung vermittelt werden. 

Der Landesbetrieb Vollzugliches Arbeitswesen (VAW)
hat im Jahr 2018 tatsächlich einen Überschuss von
rund 2,67 Mio. Euro erwirtschaftet. Zu berücksichti-
gen ist jedoch, dass in die Gewinn- und Verlustrech-
nung ein Teil der Bezüge der in den Werkbetrieben
zur Anleitung und Kontrolle eingesetzten Bedienste-
ten des Justizvollzugs in Höhe von rund 13,6 Mio.
Euro nicht eingeflossen sind. Ebenfalls nicht einbezo-
gen ist der Faktor Gebäudeabschreibung, der sich
auch auf mehrere Millionen Euro pro Jahr beläuft. Bei
Zugrundelegung einer vollständigen Kosten- und Lei-
stungsrechnung ist deshalb festzuhalten, dass an Ge-
winne aus der Beschäftigung von Gefangenen realisti-
scherweise nicht zu denken ist.

Der Landesbetrieb VAW stellt für viele Unterneh-
men, deren Produktionsprozess auch die Durch-
führung sehr einfacher Tätigkeiten beinhaltet, bei de-
nen eine Verlagerung in so genannte Billiglohnländer
naheläge, eine leistungsfähige innerstaatliche Alterna-
tive dar. Ein zulasten etwa regionaler Gewerbebetrie-
be gehender Verdrängungswettbewerb ist dabei aus-
geschlossen, da der Landesbetrieb VAW verpflichtet
ist, marktübliche Preise zu verlangen. Diesbezügliche
Beschwerden sind dem Ministerium der Justiz und für
Europa daher bisher nur vereinzelt bekannt geworden.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Beck

3. Petition 16/3450 betr. Beschwerde über das
Grundbuchamt

Der Petent erwarb am 23. November 2018 gemeinsam
mit seiner Ehefrau eine Wohnung. Am 18. Januar
2019 ging beim Grundbuchamt der Antrag des Notars
auf Umschreibung des Eigentums ein. Der Petent rügt
mit der vorliegenden Petition, dass die Eigentumsän-
derung zum 21. Juni 2019 noch nicht im Grundbuch
vollzogen war. Zwischenzeitlich konnte die Eigen-
tumsänderung im Grundbuch eingetragen werden.
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Die beim Grundbuchamt eingehenden Anträge wer-
den grundsätzlich nach der Reihenfolge ihres Ein-
gangs und der Dringlichkeit ihres Vollzugs bearbeitet.
Anträge auf Eintragung einer Eigentumsänderung
sind grundsätzlich nicht als eilig einzustufen, da der
Eigentumserwerb im Regelfall durch eine bereits zu-
vor beantragte und eingetragene Auflassungsvormer-
kung rechtlich gesichert ist. Dennoch können beson-
dere Umstände die Eintragung im Einzelfall eil -
bedürftig machen. Wird ein solcher Umstand dem
Grundbuchamt mitgeteilt, wird das Verfahren priori-
siert und damit unmittelbar bearbeitet. Eine solche
Mitteilung hat das Grundbuchamt in dem Verfahren
des Petenten nicht erhalten, weshalb sich die Grund-
buchsachbearbeiterin in sachlicher Unabhängigkeit
entschieden hat, zunächst Verfahren zu bearbeiten,
von deren umgehenden Vollzug erhebliche rechtliche
oder wirtschaftliche Folgen abhängen. 

Das Grundbuchamt hat während der zurückliegenden
Grundbuchamtsreform aufgrund der Eingliederung al-
ter Grundbuchämter in kurzen Abständen, der Über-
nahme nicht unerheblicher Rückstände, dem parallel
verlaufenden Personalaufbau und den technischen
Veränderungen erhebliche Belastungen zu verkraften.
Bei Verfahren, bei denen keine besondere Eilbedürf-
tigkeit besteht, kann es daher noch zu verzögerten Be-
arbeitungszeiten kommen.

Beschlussempfehlung: 

Mit der erfolgten Eintragung der Eigentum-
sänderung im Grundbuch wird die Petition
für erledigt erklärt.

Berichterstatter: Beck

4. Petition 16/2689 betr. Beschwerde über Stadt,
Polizei und Staatsanwaltschaft

I. Gegenstand der Petition:

Die Petentin beschwert sich darüber, dass auf ihre An-
zeigen von Straftaten keine Ermittlungen durch Poli-
zei und Staatsanwaltschaft erfolgt seien und sie auch
von anderen Stellen keine Hilfe erhalten würde.

II. Die Prüfung der Petition ergab Folgendes:

1. Vorbringen der Petentin

Die Petentin trägt vor, sie werde bereits seit 1993 um
ihre Rechte betrogen. Es sei ihr bisher nicht gelungen,
durch eine polizeiliche Untersuchung aufzuzeigen,
dass hierbei nur Verleumdung als Ursache in Frage
komme. 

Insbesondere begehrt die Petentin die Aufnahme poli-
zeilicher Ermittlungen mit dem Ziel, die unberechtig-
te Pfändung ihres Girokontos zu stoppen, da ihre An-
zeigen vom 6. Dezember 2016 und vom 11. Dezem-
ber 2017 bei der Staatsanwaltschaft nicht zu entspre-

chenden Ermittlungen geführt hätten. Inzwischen sei
trotz laufendem Verfahren eine zweite Pfändung be-
gonnen worden. Das gesamte Verfahren stecke voller
Ungerechtigkeiten und Betrug. Die Petentin werde
„durch kontrollierten, entwendeten, gefälschten und
manipulierten Schriftverkehr“ und den Umstand, kei-
nen Rechtsanwalt zu bekommen, sowie den Zugriff
auf ihr Faxtelefon völlig handlungsunfähig gemacht.

Des Weiteren trägt die Petentin vor, auch bei der
Stadt abgewiesen worden zu sein. Sie habe vergeblich
versucht, bei der dortigen Seniorenbeauftragten einen
Gesprächstermin zu bekommen. Auch eine Eingabe
der Petentin beim Gemeinderat sei nicht bearbeitet
worden. Der Oberbürgermeister sei nicht zu sprechen.
Die Petentin habe nur eine schriftliche Antwort erhal-
ten, die sie jedoch für eine Fälschung halte, da diese
an ihrem Anliegen vorbeigehe.

2. Sachverhalt:

Der Petitionsausschuss hat beim Innenministerium ei-
ne Stellungnahme zu der Petition angefordert, das im
Einvernehmen mit dem Justizministerium folgendes
berichtet hat:

a) Beschwerde über die Polizei

Das Polizeipräsidium habe mitgeteilt, aus dem allge-
mein gehaltenen Petitum lasse sich letztlich lediglich
der Vorwurf der Petentin herauslesen, die Polizei
würde hinsichtlich ihrer Strafanzeigen nicht bzw.
nicht ausreichend ermitteln. Die Petentin sei beim Po-
lizeirevier persönlich bekannt. Die mit ihr in Kontakt
gekommenen Polizeibeamten hätten den Eindruck ge-
wonnen, dass die Petentin rechtliche Vorgänge zu-
mindest teilweise nicht ausreichend verstehen könne
und daher in der Folge eine Reihe von Vorwürfen an
alle Beteiligten erhebe. Im Einzelnen habe das Poli-
zeipräsidium die folgenden Sachverhalte aufgeführt:

Vorladung der Petentin am 15. Februar 2018:

Dem Polizeipräsidium zufolge sei die Petentin wunsch-
gemäß beim Polizeirevier zur Vernehmung vorgela-
den worden. Die Petentin habe erklärt, dass sie ein-
fach möchte, dass ein Verfahren, das bei einer Staats-
anwaltschaft in Sachsen-Anhalt geführt wird, über-
nommen werde. Diesem Verfahren liegt eine Erb-
rechtsstreitigkeit zugrunde. Weitere Ausführungen er-
folgen unter Buchstabe b.

Nachdem die Petentin darauf hingewiesen worden sei,
Angaben zur Sache zu machen, sei sie abgeschweift
und habe mitgeteilt, dass sie seit 1993 dubiose Sachen
mit der Deutschen Post erlebe. Die Petentin habe sich
dann geweigert, ihre Aussage zu unterschreiben. Sie
habe sich unverstanden gefühlt und nochmals schrift-
lich äußern wollen, was jedoch nicht geschehen sei.

Vorladung der Petentin für den 9. Mai 2018:

Nach dem Bericht des Polizeipräsidiums sei am 
26. April 2018 die Ermittlungsakte der Staatsanwalt-
schaft aus Sachsen-Anhalt beim Polizeirevier ein -
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gegangen. Die Petentin habe nochmals zur Sache ver-
nommen werden sollen und sei daher für den 9. Mai
2018 vorgeladen worden. 

Mit Schreiben vom 30. April 2018 habe die Petentin
mitgeteilt, dass sie den Termin nicht wahrnehmen
werde und zunächst ein Gespräch mit der Revierlei-
tung führen wolle, um das gestörte Vertrauen mit der
„Einrichtung“ zur Sprache zu bringen. 

Ein diesbezügliches Gespräch sei jedoch aufgrund be-
reits erfolgter Einsätze im Zusammenhang mit der Pe-
tentin nicht anberaumt worden. Hierzu sei bespielhaft
anzuführen, dass der Petentin am 17. Mai 2017 beim
Amtsgericht ein Platzverweis erteilt worden sei, weil
sie dort ein Gespräch mit der Leitung des Amtsge-
richts ohne terminliche Vereinbarung habe führen
wollen. Grund für dieses Gespräch sei die Auffassung
der Petentin gewesen, dass die Papiere, die sie vom
Amtsgericht erhalten habe, gefälscht seien. Die Peten-
tin sei erst nach Erteilung eines polizeilichen Platzver-
weises der Aufforderung der Bediensteten des Amtsge-
richts nachgekommen, das Gebäude zu verlassen.

Vorfall am 30. Mai 2018 bei der Bank der Petentin:

Der Anzeigeerstatter habe dem Polizeirevier fern-
mündlich mitgeteilt, dass eine auffällige Frau die
Bank nach wiederholter Aufforderung nicht verlassen
wolle. Vor Ort sei die Petentin mit dem Geschäftslei-
ter der Filiale von den Polizeibeamten angetroffen
worden. Die Petentin habe von der Bank diverse Bele-
ge zu einer Pfändung auf ihrem Konto verlangt. Vom
Filialleiter sei ihr bereits mehrfach erläutert worden,
dass die Bank für die Pfändung nicht verantwortlich
sei. Die Petentin habe sich jedoch als Kriminalitätsop-
fer gefühlt, ein Tätigwerden der Bank verlangt und
sich geweigert, die Bank zu verlassen. 

Auch in diesem Fall sei der Petentin von den Polizei-
beamten ein Platzverweis erteilt worden, dem sie nach
mehrmaliger Aufforderung widerwillig nachgekom-
men sei. 

Im weiteren Verlauf sei die Petentin beim Polizeirevier
erschienen und habe die Belege der Kontopfändung
vorgelegt. Hinweise auf strafbare Handlungen in die-
sem Zusammenhang seien nicht erkennbar gewesen. 

Im Hinblick auf die Auffälligkeit der Petentin bei die-
sem Vorfall sei eine entsprechende Meldung an die
Stadt erfolgt. 

Vorkommnis am 26. November 2018:

Die Petentin sei an diesem Tag beim Polizeirevier er-
schienen und habe mitgeteilt, sie wolle Anzeige gegen
die Deutsche Telekom erstatten. Arbeiten an ihrem
Faxgerät seien nicht richtig durchgeführt und die
Rechnung hierzu falsch ausgestellt worden. Die von
der Petentin mitgebrachten ungeöffneten Briefe seien
in Anwesenheit des polizeilichen Sachbearbeiters „als
Zeuge“ geöffnet worden. Es habe sich hierbei um of-
fene Rechnungen der Telekom aufgrund zivilrecht -
licher Forderungen an die Petentin gehandelt. 

b) Beschwerde über Staatsanwaltschaften

Das Justizministerium hat mitgeteilt, die Petentin ha-
be bei der Staatsanwaltschaft drei Strafanzeigen we-
gen des Vorwurfs der Rechtsbeugung und Urkunden-
unterdrückung im Zusammenhang mit einem vor ei-
nem Landgericht in Sachsen-Anhalt geführten Erb-
rechtsstreit erstattet. Die Anzeigen seien jeweils an
die dort örtlich zuständige Staatsanwaltschaft abgege-
ben worden. Über den weiteren Verfahrensgang wür-
den der Staatsanwaltschaft in Baden-Württemberg
keine Informationen vorliegen.

Bei der Staatsanwaltschaft sei am 23. Januar 2018 ei-
ne weitere Strafanzeige der Petentin eingegangen.
Diese Anzeige habe inhaltlich die Vorwürfe im Zu-
sammenhang mit der erbrechtlichen Auseinanderset-
zung wiederholt und des Weiteren zum Gegenstand
gehabt, dass zahlreiche die Petentin betreffende Post-
sendungen manipuliert bzw. unterdrückt worden sei-
en. Nach Durchführung polizeilicher Ermittlungen
habe die Staatsanwaltschaft bezüglich des weiteren
Gegenstands mit Verfügung vom 27. März 2018 ge -
mäß § 152 Absatz 2 Strafprozessordnung (StPO) von
der Einleitung eines Ermittlungsverfahrens abgesehen.
Die Petentin habe hiervon Mitteilung erhalten.

Mit einer weiteren Strafanzeige vom 30. Mai 2018 ha-
be die Petentin den Vorwurf erhoben, dass es zu einer
unrechtmäßigen Pfändung ihres Kontos gekommen
sei. Das Personal der Bank habe sie diesbezüglich un-
zureichend informiert. Beim Versuch der Erstattung
einer Strafanzeige sei sie auf dem Polizeirevier nicht
angemessen behandelt worden. Die Staatsanwalt-
schaft habe insoweit am 7. November 2018 von der
Veranlassung von Ermittlungen abgesehen, da es an
zureichenden tatsächlichen Anhaltspunkten für ver-
folgbare Straftaten zum Nachteil der Petentin gefehlt
habe. Die Staatsanwaltschaft sei gebeten worden, die
unterbliebene Mitteilung hiervon an die Petentin nach-
zuholen. 

Des Weiteren sei bei der Staatsanwaltschaft ein Er-
mittlungsverfahren gegen die Petentin geführt wor-
den, da sich diese am 26. Februar 2018 trotz mehr -
facher Aufforderung durch den stellvertretenden Be -
hördenleiter geweigert habe, die Räumlichkeiten der
Staatsanwaltschaft zu verlassen. Die Staatsanwalt-
schaft habe letztlich am 8. Mai 2018 von der Stellung
eines Strafantrags abgesehen, sodass das Ermittlungs-
verfahren eingestellt worden sei.

c) Beschwerde über die Stadt 

Die Stadt hat berichtet, dass es seit dem Jahr 2007
mehrmals Kontakte mit der Petentin gegeben habe.
Diese habe beispielsweise im Jahr 2010 an die Ober-
bürgermeisterin geschrieben und sich auf einen Zei-
tungsartikel bezogen, in dem sich die Oberbürgermeis -
terin mit einem offenen Brief an die Öffentlichkeit ge-
wandt habe. Ohne Zusammenhang hierzu habe sich
die Petentin beklagt, dass man ihr die Hilfe verwei -
gere sowie sie allein und hilflos gegen kriminelle 
Machenschaften gelassen habe. Mit Schreiben der
Oberbürgermeisterin vom 18. Oktober 2010 seien der
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Petentin Anlaufstellen mitgeteilt worden, an die sie
sich wenden könne. Darüber hinaus sei der allgemei-
ne Sozialdienst gebeten worden, Kontakt mit der Pe-
tentin aufzunehmen. Einen von dort angebotenen Ge-
sprächstermin habe diese jedoch nicht wahrgenom-
men.

Bei der Seniorenbeauftragten der Stadt habe sich die
Petentin darüber beklagt, dass man ihr nicht zuhöre
und die erforderliche Unterstützung nicht gewähre.
Zudem habe sie angegeben, ein Kriminalopfer zu
sein. Nach Mitteilung der Polizei habe es sich jedoch
um eine erforderliche Vernehmung der Petentin auf-
grund von Ermittlungen der Staatsanwaltschaft in
Sachsen-Anhalt wegen der Erbstreitigkeiten gehan-
delt. Der Oberbürgermeister habe der Petentin mit
Schreiben vom 19. Juli 2018 eine kostenlose Rechts-
beratung beim Amtsgericht vorgeschlagen.

Im Ergebnis habe die Stadt der Petentin keine passen-
den Hilfsangebote vermitteln können, da sie ihre An-
liegen und Wünsche nicht nachvollziehbar äußern
würde. Maßnahmen im Hinblick auf eine eventuelle
notwendige gesetzliche Betreuung der Petentin auf-
grund polizeilicher Meldungen zu auffälligen Vor-
kommnissen erschienen bisher nicht erforderlich.

3. Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche
Würdigung:

a) Beschwerde über die Polizei

Die Vorgehensweise sowie die getroffenen Maßnah-
men der Polizeibeamten des Polizeireviers im Zusam-
menhang mit den Anzeigen der Petentin bzw. den ge-
meldeten Vorkommnissen mit der Petentin sind nicht
zu beanstanden.

Soweit sich die Beschwerden der Petentin insbeson-
dere auf den genannten Erbrechtsstreit in Sachsen-
Anhalt beziehen, hat sie selbst eine weitere Klärung
der Angelegenheit durch das Polizeirevier verhindert,
indem sie nicht bereit war, zur Sache auszusagen. 

Anhaltspunkte für ein Fehlverhalten der beteiligten
Polizeibeamten sind nicht erkennbar.

b) Beschwerde über Staatsanwaltschaften

Die Sachbehandlung der Strafanzeigen der Petentin
durch die Staatsanwaltschaft ist nicht zu beanstanden.
Soweit die Petentin Strafanzeigen im Zusammenhang
mit einer vor einem Landgericht in Sachsen-Anhalt
geführten erbrechtlichen Streitigkeit erstattet hat, wur-
den diese zutreffender Weise an die dort örtlich zu-
ständige Staatsanwaltschaft zur weiteren Bearbeitung
abgegeben. 

Hinsichtlich der weiteren Strafanzeigen ist die jewei-
lige Sachbehandlung durch die Staatsanwaltschaft
ebenfalls nicht zu beanstanden, da – auch nach dem
Petitionsvorbringen – keine zureichenden tatsäch -
lichen Anhaltspunkte für verfolgbare Straftaten zum
Nachteil der Petentin vorliegen und ein Anfangsver-
dacht zu verneinen war.

c) Beschwerde über die Stadt 

Die vielfältigen Bemühungen der Stadtverwaltung,
der Petentin Hilfsangebote zu machen bzw. ihr ent-
sprechende Anlaufstellen zu vermitteln, sind insbe-
sondere daran gescheitert, dass die Petentin zusam-
menhanglose bzw. nicht nachvollziehbare Anliegen
vortrug. Auf von der Stadt gemachte Hilfsangebote
hat die Petentin mit Ablehnung reagiert oder gemach-
te Angebote letztlich nicht wahrgenommen.

Maßnahmen im Wege der Dienstaufsicht wegen Fehl-
verhaltens von Mitarbeitern der Stadtverwaltung sind
daher nicht angezeigt.

Beschlussempfehlung: 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Böhlen

5. Petition 16/3289 betr. Polizeikontrollen in einem
Jugendclub

I. Gegenstand der Petition

Die Petenten wenden sich gegen unverhältnismäßig
viele Polizeikontrollen im April 2019 in einem Jugend -
club. 

Die Petenten tragen vor, es seien wiederholt Be-
schwerden eingegangen, dass seit Mitte April 2019
täglich ca. drei bis acht Polizeikontrollen an dem Ju-
gendtreff stattfinden würden. Obwohl bei diesen Kon-
trollen nichts gefunden werde, würden sie dennoch
weiter fortgesetzt. Bei dem Jugendtreff hielten sich
viele Jugendliche auf, die nichts verbrochen hätten
und sich durch die polizeilichen Kontrollen teilweise
massiv unter Druck gesetzt fühlten. Nach Meinung
der Petenten baue die Polizei ein massives Negativ-
bild auf; dabei solle die Polizei doch Freund und Hel-
fer des Bürgers sein.

Den Petenten sei außerdem berichtet worden, dass u. a.
auch Taschen und Kleidungsstücke der Jugendlichen
massiv kontrolliert worden seien, was ohne konkreten
Anlass jedoch nicht zulässig sei. Dies gelte auch für
das Abtasten der Hodensäcke der unbescholtenen Ju-
gendlichen.

Des Weiteren fragen sich die Petenten, ob die Polizei
möglicherweise zu viel Personal habe, das sie an
Nachbarstädte mit ausgesprochenem Personalmangel
abgeben könne. Wenn in deren Stadtzentren in der
gleichen Häufigkeit drei- bis achtmal mit bis zu vier
Polizeiwagen kontrolliert werde, käme sicher mehr
dabei heraus.

Die Petenten bitten um Überprüfung des vorgetra-
genen Sachverhalts sowie der Verhältnismäßigkeit
der Polizeieinsätze an dem Jugendtreff. Darüber hin-
aus solle den unter Druck gesetzten Jugendlichen ein
Angebot zur psychologischen Betreuung unterbreitet
werden. 
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II. Sachverhalt

Der Jugendtreff ist eine Einrichtung für kommunale
Jugendarbeit, die Jugendlichen eine Anlaufstelle für
verschiedene sportliche, kreative oder kulturelle Ak-
tionen bietet. Der Jugendtreff ist durch Öffnungszei-
ten geregelt. Das Außengelände des Jugendtreffs, auf
dem sich u. a. Sitzbänke und ein großer Spiel-/Bolz-
und Sportplatz befinden, ist auch außerhalb der Öff-
nungszeiten für die Bevölkerung zugänglich. 

Das Polizeipräsidium hat mitgeteilt, dass im Vorfeld
der von den Petenten monierten Polizeieinsätze Bür-
gerbeschwerden bei der Stadt und beim Polizeirevier
eingegangen seien, die auf Missstände beim Jugend-
treff hingewiesen hätten. 

In der Beschwerde vom 7. April 2019 bei der Stadt sei
beanstandet worden, dass am dortigen Sportplatz u. a.
Bierflaschen, Scherben und Zigarettenkippen herum-
liegen würden. Der Beschwerdeführer habe zudem
am dortigen Spielplatz festgestellt, dass Jugendliche
Cannabis konsumierten. Die Stadt habe daraufhin mit
E-Mail vom 10. April 2019 das Polizeirevier gebeten,
im Bereich des genannten Jugendtreffs ggf. Kontroll-
fahrten durchzuführen.

In der Beschwerde vom 14. April 2019 beim Polizei-
revier sei die Beobachtung mitgeteilt worden, dass an
zwei aufeinander folgenden Montagen im Gebüsch ei-
ne Gruppe Jugendlicher im Kreis um einen Mann
mittleren Alters gestanden habe. Dieser habe den Ju-
gendlichen etwas aus einer Umhängetasche gezeigt.

In der Folge sei es zu Polizeieinsätzen des Polizeiprä-
sidiums am 15., 16., 17., 18. und 22. April 2019 sowie
zu einem Polizeieinsatz des Polizeipräsidiums Einsatz
am 19. April 2019 gekommen.

Zu den Polizeieinsätzen des Polizeipräsidiums im
Einzelnen:

a) Polizeieinsatz am 15. April 2019

Nach dem Bericht des Polizeipräsidiums sei am 
15. April 2019 von spielenden Kindern beobachtet
worden, wie eine jugendliche männliche Person auf
dem Kinderspielplatz zwischen Jugendtreff und Sport-
platz im Rindenmulch eine schwarze Hundekottüte
vergraben habe. Zwei ältere Kinder hätten die Tüte
ausgegraben und festgestellt, dass sich darin mehrere
Einzelplastiktüten mit Cannabisblatt-Aufdruck befun-
den hätten. Nach dem Fotografieren der Tüte hätten
diese Kinder einen Erziehungsberechtigten verständigt. 

Von den verständigten Polizeibeamten seien in der
genannten Hundekottüte neun Plastiktüten mit jeweils
ca. 2,5 Gramm Marihuana festgestellt worden. Ein
Kind habe den eingesetzten Beamten eine Beschrei-
bung der Person geben können, welche die Tüte ver-
graben habe. Das Kind habe auch den Vornamen und
den Wohnort dieser Person nennen können. Die tat-
verdächtige Person sei im Rahmen der Fahndung an-
getroffen und mit dem Tatvorwurf konfrontiert wor-
den. Sie habe angegeben, zur Tatzeit auf dem Spiel-
platz gewesen zu sein, die Tat selbst jedoch abgestrit-
ten. Bei der im Anschluss durchgeführten freiwilligen

Wohnungsdurchsuchung mit Einverständnis und im
Beisein der Eltern des Tatverdächtigen seien keine
weiteren Betäubungsmittel, jedoch eine Plastiktüte
gleicher Art mit Cannabisblatt-Aufdruck aufgefunden
worden.

Die zu diesem Vorfall geführten Ermittlungen des Po-
lizeireviers sind noch nicht abgeschlossen. Nach Ab-
schluss der Ermittlungen wird das Ergebnis der
Staatsanwaltschaft zur weiteren Entscheidung vorge-
legt. 

b) Polizeieinsatz am 16. April 2019

Nach Mitteilung des Polizeipräsidiums sei am 
16. April 2019 eine Streifenwagenbesatzung des Poli-
zeireviers gegen 14:00 Uhr auf den Parkplatz am Ju-
gendtreff gefahren, um nach dem Vorkommnis vom
15. April 2019 die Örtlichkeit zu überprüfen. 

Bereits bei der Annäherung an den Fußweg hätten die
eingesetzten Beamten eine aus fünf bis sechs männ -
lichen Personen bestehende Gruppe feststellen kön-
nen, wovon eine Person sofort in Richtung des Ju-
gendtreffs weggerannt sei. Aufgrund des Verhaltens
dieser Person und des Verdachts der Beamten, mög -
licherweise zu einem Betäubungsmittelhandel hinzu-
gekommen zu sein, sei die Verfolgung der flüchten-
den Person aufgenommen sowie Unterstützung von
weiteren Streifenwagen angefordert worden. Die
flüchtende Person habe der mehrfachen Aufforderung
der eingesetzten Polizeibeamten, stehen zu bleiben,
keine Folge geleistet und sei schließlich aus den Au-
gen verloren worden. Die Beamten hätten jedoch im
Rahmen der Verfolgung eine schwarze Umhängeta-
sche auf einer Grünfläche neben dem Fluchtweg auf-
gefunden, in der sich zwei Griptüten mit Cannabis
und eine Griptüte mit Bargeld befunden hätten. Ein
Diensthund der Polizeihundeführerstaffel habe eine
frische Fährte aufnehmen können. Die flüchtende Per-
son sei im Bereich des Sportplatzes im hohen Gras
liegend festgestellt und vorläufig festgenommen wor-
den.

Die vorläufig festgenommene Person sei zum Zweck
der Eigensicherung der beteiligten Beamten durch-
sucht und zur Durchführung weiterer polizeilicher
Maßnahmen zum Polizeirevier gebracht worden. Die
auf dem Polizeirevier erfolgte Durchsuchung der Per-
son nach möglichen Beweismitteln sei negativ ver -
laufen. Jedoch habe ihr die aufgefundene Umhänge -
tasche zugeordnet werden können. Die anschließend 
– in Abstimmung mit der Staatsanwaltschaft auf münd-
liche Anordnung des Amtsgerichts – durchgeführte
Wohnungsdurchsuchung beim Tatverdächtigen habe
zum Auffinden und zur Sicherstellung weiterer Be-
weismittel geführt. Der Tatverdächtige sei nach Ab-
schluss der polizeilichen Maßnahmen auf freien Fuß
gesetzt worden.

Die zu diesem Vorfall geführten Ermittlungen des Poli-
zeireviers sind noch nicht abgeschlossen. Nach Ab-
schluss der Ermittlungen wird das Ergebnis der Staats-
anwaltschaft zur weiteren Entscheidung vorgelegt. 
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c) Polizeieinsatz am 17. April 2019

Beim Einsatz am 17. April 2019 habe zunächst eine
Zivilstreife des Polizeireviers den genannten Jugend-
treff gegen 19:30 Uhr zur Aufklärung angefahren und
zwei Personengruppen mit Jugendlichen bzw. Heran-
wachsenden feststellen können. Daraufhin seien wei-
tere Polizeibeamte des Polizeireviers angefordert wor-
den.

Aufgrund der dargestellten Vorkommnisse an den
Vortagen seien bei den angetroffenen Personen Iden-
titätsfeststellungen von den eingesetzten Beamten
durchgeführt worden. Soweit sich Personen nicht aus-
weisen konnten, seien sie nach Identitätspapieren
durchsucht worden.

d) Polizeieinsatz am 18. April 2019

Nach Auskunft des Polizeipräsidiums sei der Jugend-
treff am 18. April 2019 gegen 20:30 Uhr von einer Zi-
vilstreife des Polizeireviers angefahren worden. Die
eingesetzten Polizeibeamten hätten auf dem Sport-
platz beim Jugendtreff eine Gruppe von Jugendlichen
angetroffen und lediglich ein Gespräch geführt. Poli-
zeiliche Maßnahmen seien nicht durchgeführt wor-
den.

e) Polizeieinsätze am 22. April 2019

Dem Bericht des Polizeipräsidiums zufolge habe zu -
nächst eine Zivilstreife den Bereich des Jugendtreffs
bestreift. Dabei sei festgestellt worden, dass sich dort
eine größere Personengruppe aufgehalten habe.

Nach dieser Aufklärung sei gegen 21:15 Uhr eine
Kontrolle durch uniformierte Polizeibeamte des Poli-
zeireviers durchgeführt worden, wobei an der Örtlich-
keit Unrat festgestellt worden sei. Unter einer Sitz-
bank, bei der sich die Personengruppe aufgehalten ha-
be, sei eine Plastiktüte mit Restantragungen von Mari-
huana aufgefunden worden. Die eingesetzten Beam-
ten hätten bei den angetroffenen Personen eine Iden-
titätsfeststellung durchgeführt sowie diese abgetastet
und durchsucht. Die Plastiktüte habe keiner der Perso-
nen vor Ort zugeordnet werden können.

Die polizeilichen Ermittlungen gegen Unbekannt
wurden bereits abgeschlossen und der Staatsanwalt-
schaft zur weiteren Entscheidung vorgelegt. 

f) Polizeieinsatz des Polizeipräsidiums Einsatz am 
19. April 2019

Nach dem Bericht des Polizeipräsidiums Einsatz wur-
den am 19. April 2019 zwei Personengruppen am Ju-
gendtreff angetroffen, wobei bei der einen Gruppe au-
genscheinlich Spirituosen konsumiert worden seien,
bei der anderen Gruppe habe deutlicher Cannabisge-
ruch festgestellt werden können. Die Angehörigen der
beiden Gruppen seien daraufhin Personenkontrollen
unterzogen worden. 

III. Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche
Würdigung

Zu den Polizeieinsätzen des Polizeipräsidiums:

Die Bestreifung des Bereichs des Jugendtreffs und die
weiteren erfolgten polizeilichen Maßnahmen sind nicht
zu beanstanden. 

Für eine psychologische Betreuung der Betroffenen
wird keine Veranlassung gesehen. Dahingehend sind
bislang auch keine der von den Maßnahmen betroffe-
nen Personen an das Polizeipräsidium herangetreten.

Eine vom Petenten geforderte Überprüfung des Personal-
bedarfs und -einsatzes der Polizei ist nicht erforderlich.

Die durchgeführten Maßnahmen wurden lageorien-
tiert durchgeführt und werden auch künftig lageorien-
tiert durchgeführt werden.

Die Behörden und Beamten des Polizeidienstes haben
gemäß § 163 Strafprozessordnung (StPO) Straftaten
zu erforschen und alle keinen Aufschub gestattenden
Anordnungen zu treffen, um die Verdunkelung der
Sache zu verhindern. 

Bei dem Vorfall am 15. April 2019 stand die ange-
troffene Person aufgrund von Zeugenaussagen unter
dringendem Tatverdacht eines Vergehens nach dem
Betäubungsmittelgesetz (BtMG). Zum gesetzlichen
Auftrag der eingesetzten Polizeibeamten gehörten ins-
besondere die Fahndung sowie die Kontrolle der an-
getroffenen gesuchten Person. Des Weiteren waren
die im Anschluss durchgeführten polizeilichen Maß-
nahmen (Identitätsfeststellung gemäß § 163 b StPO,
Beschlagnahme der aufgefundenen Plastiktüte, Durch -
suchung der Person und deren Zimmer gemäß § 102
StPO) erforderlich und verhältnismäßig. Da die
Durchsuchung freiwillig sowie mit Einverständnis
und im Beisein der Eltern erfolgte, bedurfte es einer
richterlichen Anordnung hierzu nicht.

Auch bei dem Vorfall am 16. April 2019 war die be-
troffene Person eines Vergehens nach dem BtMG ver-
dächtig. Hierbei erfolgte die Wohnungsdurchsuchung
in Abstimmung mit der Staatsanwaltschaft auf münd-
liche Anordnung des Amtsgerichts.

Dem Polizeieinsatz am 22. April 2019 gegen 21:15
Uhr lag ebenfalls der Verdacht eines Verstoßes gegen
das BtMG zugrunde. 

Bei dem Polizeieinsatz am 18. April 2019 handelten
die eingesetzten Polizeibeamten gemäß der polizeili-
chen Generalklausel §§ 1, 3 Polizeigesetz (PolG) zur
Überprüfung der Einhaltung des Jugendschutzgeset-
zes (JuSchG). An der Örtlichkeit wurden keine Ver-
stöße festgestellt und mit den Betroffenen lediglich
Gespräche geführt.

Die polizeilichen Maßnahmen vom 15., 16., 18. und
22. April 2019 waren daher jeweils rechtmäßig.

Beim Einsatz am 17. April 2019 sind die eingesetzten
Polizeibeamten jedoch rechtsirrig davon ausgegan-
gen, dass der genannte Jugendtreff als gefährlicher
Ort im Sinne des § 26 Absatz 1 Nummer 2 PolG ein-
gestuft ist. Eine entsprechende Einstufung der Ört-
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lichkeit durch das Polizeipräsidium als gefährlicher
Ort kann nach aktueller Auswertung der Kriminali -
tätslage in diesem Bereich jedoch nicht angenommen
werden, da sich am genannten Jugendtreff nicht im
Sinne der Vorschrift erfahrungsgemäß u. a. Straftäter
verbergen, Personen Straftaten verabreden, vorberei-
ten oder verüben. Alleine die Tatsache, dass an den
Tagen zuvor der Verdacht von Vergehen nach dem
BtMG bestand, dürfte noch nicht ausreichen, um die
Örtlichkeit als gefährlichen Ort einzustufen. Aller-
dings kann hier das Vorliegen der Tatbestandsvoraus-
setzungen des § 26 Absatz 1 Nummer 1, Absatz 2
PolG bejaht werden. Insoweit handelt es sich zwar um
einen Grenzfall, da gegebenenfalls auch Personen be-
troffen sein konnten, die in keiner Beziehung zu ei-
nem konkreten Fehlverhalten stehen. Der Tatbestand
des § 26 Absatz 1 Nummer 1 PolG erlaubt es, dass im
Einzelfall zur Abwehr bzw. zur Beseitigung einer
konkreten Gefahr bzw. Störung für die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung die Polizei die Identität einer
Person feststellen lassen und die hierfür erforder -
lichen Maßnahmen treffen kann. Aufgrund der Vor-
kommnisse der vorherigen Tage, bei denen am besag-
ten Jugendtreff Verdachtsfälle von BtMG-Delikten
festgestellt wurden, sowie angesichts der relativ ge-
ringen Eingriffsintensität mit Identitätsfeststellungen
und dem Durchsuchen nach Identitätspapieren ist es
vertretbar, vom Vorliegen einer solchen Gefahr aus-
gehen zu können. Das Innenministerium hat das Poli-
zeipräsidium jedoch dahingehend sensibilisiert, dass
hinsichtlich zu treffender polizeilicher Maßnahmen in
solchen Grenzfällen das Vorliegen der Tatbestands-
voraussetzungen gemäß § 26 PolG sowie die Verhält-
nismäßigkeit in besonderem Maße zu prüfen seien.

Zum Polizeieinsatz des Polizeipräsidiums Einsatz:

Die von Polizeibeamten des Polizeipräsidiums Ein-
satz getroffenen Maßnahmen am 19. April 2019 er-
folgten rechtmäßig.

Hinsichtlich des Verdachts des Alkoholkonsums hoch -
prozentiger Spirituosen durch die Jugendlichen lag ei-
ne konkrete Gefahr für die öffentliche Sicherheit und
Ordnung vor (§ 9 JuSchG und Gesundheitsgefahr),
aufgrund deren die getroffenen Maßnahmen gemäß 
§ 26 Absatz 1 Nummer 1, Absatz 2 PolG erfolgen
durften. Hinsichtlich des festgestellten Cannabisge-
ruchs bestand der Verdacht eines Vergehens nach
dem Betäubungsmittelgesetz, weswegen auf Grund -
lage der §§ 163, 163 b, 102 StPO die erforderlichen
Maßnahmen getroffen werden konnten. Die Maßnah-
men waren auch erforderlich und verhältnismäßig, da
die Personen als Täter eines Deliktes im Zusammen-
hang mit Betäubungsmitteln verdächtig waren. Ein Ab-
tasten der Geschlechtsteile fand hierbei nicht statt, son-
dern die Durchsuchung des Intimbereichs wurde durch
einen Blick in den Intimbereich in einem abgesetzten,
für Dritte uneinsehbaren Bereich vorgenommen.

Beschlussempfehlung: 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Böhlen

6. Petition 16/3300 betr. Hotelneubau, Hochwas-
serschutz

Der Petent wendet sich gegen die erteilte Baugeneh-
migung zur Errichtung eines Hotelneubaus. Das Bau-
vorhaben sei nicht zulässig, da sich das Baugrund-
stück in einem Hochwasserschutzgebiet befinde. Der
Petent vermutet, dass die Baurechtsbehörde die Bau-
genehmigung schon deswegen erteilt habe, weil es
sich bei der Bauherrin um eine vermögende Investo-
rin handele.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Nach § 58 Absatz 1 Satz 1 LBO ist die Baugenehmi-
gung zu erteilen, wenn dem genehmigungspflichtigen
Vorhaben keine von der Baurechtsbehörde zu prüfen-
den öffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegenstehen. 

Der Erteilung der inzwischen bestandskräftigen Bau-
genehmigung standen keine wasserrechtlichen Vor-
schriften entgegen, da zum Zeitpunkt der baurecht -
lichen Entscheidung am 29. Dezember 2017 keine Er-
kenntnisse vorlagen, dass das Baugrundstück inner-
halb einer wasserrechtlich relevanten Überflutungs-
fläche liegt. Nach den Darlegungen der beteiligten
Behörden vor Ort ist nach wie vor davon auszugehen,
dass die zu bebauende Fläche nicht in einem festge-
setzten Überschwemmungsgebiet im Sinne des § 65
WG liegt.

Die Bauherrin hatte insofern einen Rechtsanspruch
auf Erteilung der Baugenehmigung, da die Baurechts-
behörde auch keine sonstigen, dem Bauvorhaben ent-
gegenstehenden öffentlich-rechtlichen Vorschriften
feststellen konnte. 

Eine vom Petenten unterstellte, unzulässige Bevorzu-
gung der Bauherrin durch die Baurechtsbehörde ist
nicht ersichtlich.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Böhlen

7. Petition 16/3326 betr. Bausache, Verkehrs- und
Lärmbelastung u. a. 

I. Gegenstand der Petition

Die Petentin wendet sich gegen die mit der Realisie-
rung eines Bebauungsplans verbundene Mehrbelas -
tung mit Verkehr bzw. Verkehrslärm in ihrem Wohn-
ort. 

II. Sachverhalt

Zur städtebaulichen Entwicklung einer Brachfläche
hatte der Gemeinderat im März 2017 den betreffen-
den Bebauungsplan als Satzung beschlossen. Mit der
Planung wurde für das bislang als Sondergebiets-
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fläche ausgewiesene Plangebiet ein allgemeines Wohn-
gebiet nach § 4 BauNVO festgesetzt, um eine Wohn-
bebauung mit Mehrfamilienhäusern zu realisieren.
Die Stadt verfolgte dabei das Ziel, das brachliegende
Gebiet als wichtige Baulandreserve als Maßnahme
der Innenentwicklung nachzuverdichten und erneut
einer Wohnnutzung zuzuführen. 

Zur Ermittlung der aus der geplanten Neubebauung
resultierenden Verkehrs- und Lärmbelastung wurden
im Rahmen des Bebauungsplanverfahrens entspre-
chende Fachgutachten eingeholt, die Bestandteil der
Begründung des Bebauungsplans sind und deren Er-
gebnisse in die Abwägungsentscheidung des Gemein-
derats eingestellt wurden. Die Verkehrsuntersuchung
vom Juni 2016 kam dabei zu dem Ergebnis, dass das
vorhandene Straßensystem in der Lage ist, den durch
das Baugebiet verursachten zusätzlichen Verkehr auf-
zunehmen. In ergänzenden Stellungnahmen des Gut-
achters wurden außerdem Maßnahmen zur Verbesse-
rung des Verkehrsflusses konkretisiert und alternative
Vorschläge zur Verkehrsführung untersucht. Zur Er-
mittlung der Verkehrslärmsituation, die bei Realisie-
rung der Planung unter anderem in der Nachbarschaft
des Plangebiets zu erwarten ist, wurde ebenfalls ein
Fachgutachten beauftragt. Diese schalltechnische Un-
tersuchung vom August 2016 kam zu dem Ergebnis,
dass die zusätzliche Verkehrsmenge in der Nachbar-
schaft zu keiner wesentlichen Erhöhung des Ver-
kehrslärms führen wird und damit hinzunehmen ist. 

Im Rahmen der Offenlage des Planentwurfs brachte
die Petentin verschiedene Einwendungen gegen die
Planung vor, unter anderem in Bezug auf die hohe
Baudichte und Geschosszahlen der geplanten Ge -
bäude. Wegen der nicht ausreichenden Zahl von Tief-
garagenplätzen für die Neubauten sei davon auszu -
gehen, dass vermehrt auf Straßen und Gehwegen ge-
parkt würde; bereits bestehende Gefahrenstellen und
die Verkehrsüberlastung seien in der Planung nicht
berücksichtigt worden. 

Mit den im Planungsverfahren eingereichten Stellung -
nahmen hat sich der Gemeinderat in seiner Sitzung
vom 20. März 2017 befasst und diese umfassend ge-
würdigt. In Bezug auf die Einwendungen der Petentin
wurde festgehalten, dass das Areal eine wertvolle
Baulandreserve darstelle, die wegen des erforder -
lichen sparsamen Umgangs mit Flächen im Außenbe-
reich vorrangig zu entwickeln sei. Die Größe des Ge-
biets und die ursprünglich vorhandene Bebauung er-
möglichten die geplanten Festsetzungen. Im Ver-
gleich zu früheren Planungen der Stadt für das Gebiet
sehe der Bebauungsplan eine geringere Bebauungs-
dichte vor. Mit der Festsetzung eines Stellplatzschlüs-
sels von 1,5 Stellplätzen pro Wohnung, die überwie-
gend in einer Tiefgarage auf dem Baugrundstück rea-
lisiert werden sollten, werde den städtebaulichen Be-
langen in ausreichendem Umfang Rechnung getragen.
Die vorliegende Verkehrsuntersuchung zeige, dass
das vorhandene Straßennetz den zusätzlichen Verkehr
auch ohne verkehrslenkende Maßnahmen aufnehmen
könne. 

Der Bebauungsplan wurde am 22. März 2017 öffent-
lich bekanntgemacht und ist rechtskräftig. Auf Grund-

lage der Planung wurde im April 2018 die Genehmi-
gung zur Errichtung von elf Mehrfamilienhäusern mit
insgesamt 122 Wohnungen und 186 Stellplätzen, da-
von 180 in einer gemeinsamen Tiefgarage, erteilt. Die
Baugenehmigung ist nach Durchführung eines Wider-
spruchsverfahrens seit dem 23. August 2018 be-
standskräftig. 

Der Bebauungsplan und das Bauvorhaben waren im
Hinblick auf Belange des Denkmalschutzes bereits
Gegenstand der von der Petentin eingereichten Peti -
tion 16/1772, der nicht abgeholfen werden konnte.
Mit der vorliegenden Petition wendet sich die Peten-
tin gegen die mit dem Bauvorhaben verbundene zu-
sätzliche Verkehrs- und Lärmbelastung. Sie trägt vor,
dass ihre im Planaufstellungsverfahren erhobenen
Einwendungen in Bezug auf die vorgesehene massive
Bebauung und die damit verbundene zusätzliche Ver-
kehrs- und Lärmbelastung im Abwägungsprozess
nicht berücksichtigt worden seien. Durch die Neube-
bauung sei eine zusätzliche Verkehrsbelastung von
590 Fahrten täglich zu erwarten, obwohl die Lärmbe-
lastung aufgrund der benachbarten Bundesstraße und
der zunehmenden Mobilität in der Bevölkerung schon
derzeit hoch sei. Unter Verweis auf den Lärmaktions-
plan der Stadt und dessen Ziel des Schutzes ruhiger
Gebiete sei dies nicht hinnehmbar. Infolge des zuneh-
menden Verkehrsaufkommens sollten zur Erhöhung
der Verkehrssicherheit der bestehende Gehweg ausge-
baut und ein Fahrradweg geschaffen werden. 

Die Stadt teilt mit, dass sich der Gemeinderat bei der
Aufstellung des Bebauungsplans umfassend mit der
Verkehrssituation befasst habe. Durch die eingeholten
Fachgutachten sei nachgewiesen worden, dass das
vorhandene Straßennetz den zu erwartenden Mehrver-
kehr aufnehmen könne und dieser auch nicht zu einer
wesentlichen Erhöhung des Verkehrslärms führe. Die
von der Petentin angesprochenen Punkte seien von
dem beauftragten Gutachter unter Berücksichtigung
der örtlichen Gegebenheiten umfassend gewürdigt
worden. Unabhängig von der Bebauung prüfe die
Stadt derzeit die Umsetzung verschiedener weiterer
Maßnahmen zur Erhöhung der Verkehrssicherheit in
dem Stadtteil. 

Nach den Feststellungen des Verkehrsgutachtens stel-
len die meist schmalen, teils überhaupt nicht vorhan-
denen Gehwege aufgrund der insgesamt geringen
Verkehrsbelastungen und des geringen Geschwindig-
keitsniveaus in dem Stadtteil kein verkehrliches Pro-
blem dar. In der F.-Straße werde mit Umsetzung der
Planungen durch die Anlage eines einseitigen Geh-
wegs entlang des Neubaugebiets eine gute Situation
für Fußgänger geschaffen. Der ruhende Verkehr des
Neubaugebiets könne wegen der großzügig dimensio-
nierten Tiefgarage nahezu ausschließlich auf dem pri-
vaten Grundstück abgewickelt werden. 

III. Beurteilung des Falles, insbesondere rechtliche
Würdigung 

Nach § 1 Absatz 3 BauGB haben die Gemeinden Be-
bauungspläne aufzustellen, sobald und soweit es für
die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erfor-
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derlich ist. Was städtebaulich erforderlich ist, be-
stimmt sich dabei maßgeblich nach der jeweiligen
planerischen Konzeption der Gemeinde, die im Rah-
men ihres planerischen Ermessens und in eigener
Verantwortung entscheidet, welche städtebaulichen
Ziele sie sich setzt. Grundsätzlich bleibt es ihrer Ein-
schätzung überlassen, ob sie einen Bebauungsplan
aufstellt, ändert oder aufhebt. Maßgeblich sind ihre
eigenen städtebaulichen Vorstellungen; insoweit be-
sitzt die Gemeinde ein sehr weites planerisches Er-
messen, das Ausfluss der grundgesetzlich garantierten
kommunalen Planungshoheit ist. 

Vorliegend verfolgt die Stadt mit dem Bebauungsplan
das städtebauliche Ziel, das brachliegende Areal als
Maßnahme der Innenentwicklung nachzuverdichten
und auf der Fläche künftig eine normale Wohnbebau-
ung zur Versorgung der Bevölkerung mit Wohnraum
zu ermöglichen, zumal auch die Nachbarschaft des
Plangebiets durch Wohnnutzung geprägt ist. Die Fest-
setzungen des Bebauungsplans, wie sie Gegenstand
der öffentlichen Auslegung waren, berücksichtigen
dabei insbesondere die in § 1 Absatz 6 BauGB ge-
nannten Wohnbedürfnisse der Bevölkerung, die Er-
haltung und Fortentwicklung vorhandener Ortsteile
sowie Belange des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege, indem sie eine innerstädtische Brach-
fläche für eine Wohnnutzung erschließen. Ohne die
vorliegende Planung wäre dieses Ziel im Plangebiet
so nicht erreichbar. Die Stadt hat sich bei der Aufstel-
lung des Bebauungsplans damit innerhalb ihres ge-
setzlich eingeräumten Planungsermessens bewegt. 

Nach § 1 Absatz 7 BauGB sind bei der Aufstellung
von Bebauungsplänen die öffentlichen und privaten
Belange gegeneinander und untereinander gerecht ab-
zuwägen. Anzeichen dafür, dass die Stadt im Rahmen
ihrer Abwägungsentscheidung die einzustellenden
Belange nicht angemessen berücksichtigt haben könn-
te, sind nicht ersichtlich. Insbesondere hat sich der
Gemeinderat bei der Abwägung mit dem öffentlichen
Belang der Wohnraumschaffung einerseits und den
Auswirkungen der Planung auf die umliegende Nach-
barschaft andererseits umfassend auseinandergesetzt.
In Bezug auf die verkehrlichen Auswirkungen der
Planung hat er die eingeholte Verkehrsuntersuchung
und schalltechnische Untersuchung in die Abwägung
eingestellt und umfassend gewürdigt. 

Abschließend ist somit festzustellen, dass ein Verstoß
gegen das Abwägungsgebot des § 1 Absatz 7 BauGB
in Bezug auf den rechtskräftigen Bebauungsplan nicht
erkennbar ist. Auch ist kein Verstoß hinsichtlich der
Abwägung im Lärmaktionsplan enthaltener Maßnah-
men zu erkennen, da im betreffenden Bereich kein
„ruhiges Gebiet“ i. S. v. § 47 d Absatz 2 Satz 2 BIm-
SchG festgelegt wurde. 

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Böhlen

8. Petition 16/3334 betr. Brandschutz in einer städ-
tischen Tiefgarage

Der Petent macht geltend, dass die Tiefgarage, um die
es in der Petition geht, nicht für das Parken und schon
gar nicht für das Laden von Elektrofahrzeugen geeig-
net sei. Der Brand eines Elektroautos in der Tiefgara-
ge sei von der Feuerwehr nicht zu beherrschen und für
die Nutzer und angrenzenden Gebäude zu gefährlich.
Der Petent behauptet, dass für den Einbau von Lade-
stationen die Zustimmung der angrenzenden Gebäu-
deeigentümer eingeholt werden müsse, da die tatsäch-
liche und rechtliche Situation mit der einer Eigen -
tümergemeinschaft gleichzusetzen sei.

Die Prüfung der Petition ergab Folgendes:

Derzeit wird die Tiefgarage nach einem Brandscha-
den im Herbst 2014 und in dessen Folge festgestellten
Tausalzschäden in der Tragkonstruktion grundsaniert.
Die hierfür erforderliche Baugenehmigung wurde er-
teilt. Einwendungen von Angrenzern und Nachbarn
wurden im Baugenehmigungsverfahren nicht erho-
ben. Im Zuge der Sanierungsarbeiten werden auf zwei
Ebenen der Tiefgarage Schnellladestationen für E-Au-
tos eingebaut.

Im Hinblick auf den Brandschutz wird die gesamte
Tiefgarage über die gesetzlichen Anforderungen hin-
aus mit einer Trockensprinkleranlage und einer Ge-
bäudefunkanlage ausgestattet. Dieser zusätzliche bau-
liche Aufwand wird vorrangig betrieben, um der Feu-
erwehr künftig bessere Bedingungen für die Bekämp-
fung eines Brandes zu schaffen.

Die Tiefgarage weist keine baulichen Verbindungen
mit anderen angrenzenden Gebäuden auf.

Nach § 15 LBO sind bauliche Anlagen so anzuordnen
und zu errichten, dass der Entstehung eines Brandes
und der Ausbreitung von Feuer und Rauch im Inte -
resse der Abwendung von Gefahren für Leben und
Gesundheit von Menschen und Tieren vorgebeugt
wird und bei einem Brand wirksame Löscharbeiten
und die Rettung von Menschen und Tieren möglich
sind. Bei der Tiefgarage mit vier Parkebenen handelt
es sich um eine „Großgarage“ nach § 1 Absatz 8 Zif-
fer 3 der Garagenverordnung (GaVO). Die der Wah-
rung dieser Belange dienenden Regelungen der GaVO
und der Technischen Baubestimmungen sind zu be-
achten.

Die für die Errichtung und den Betrieb der Tiefgarage
zu beachtenden öffentlich-rechtlichen Vorgaben wer-
den nach den vorliegenden Unterlagen eingehalten.
Ferner ergeben sich aus Sicht des Ministeriums für
Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau durch batterie-
betriebene Fahrzeuge und deren Ladestationen keine
höheren Gefährdungen als durch Fahrzeuge mit Ver-
brennungsmotoren.

Da die Tiefgarage mit angrenzenden Gebäuden bau-
lich keine Verbindungen aufweist, gibt es keinen
rechtlichen Ansatzpunkt für eine privatrechtliche oder
öffentlich-rechtliche Zustimmungspflicht der angren-
zenden Gebäudeeigentümer. Die vom Petenten ange-
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sprochenen Regelungen des WEG gelten nicht für
diese Tiefgarage, auch nicht sinngemäß. 

Die Frage des Petenten zu möglichen Regressan-
sprüchen ist gegebenenfalls privatrechtlich zu klären. 

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Böhlen

9. Petition 16/3399 betr. Meldewesen

I. Gegenstand der Petition

Der Petent beschwert sich, trotz Gebührenvorauszah-
lung keine Melderegisterauskunft erhalten zu haben
und begehrt mit dieser Petition die Erteilung der Mel-
deregisterauskunft.

II. Sachverhalt

Der Petent begehrte mit Schreiben vom 10. Mai 2019
sowie Fax vom 28. Mai 2019 gegenüber dem Bürger-
büro eine Melderegisterauskunft betreffend Frau X.
Der Petent erhielt daraufhin die standardisierte Aus-
kunft, dass Melderegisterauskünfte nur erteilt werden,
wenn die Gebühr im Voraus bezahlt wird. Entspre-
chende Informationen waren beigefügt. Da unter dem
Namen des Petenten kein Gebühreneingang zu ver-
zeichnen war, wurde die Melderegisterauskunft zu -
nächst nicht erteilt. 

Der Petent rief am 29. Mai 2019 vormittags beim
Bürgerbüro an und erkundigte sich bei einer Mitarbei-
terin nach der Auskunft. Sie teilte ihm mit, dass er die
Melderegisterauskunft erhalte, wenn die Gebühr be-
zahlt sei. Der Petent erklärte, dass er die Gebühr be-
zahlt habe. Eine Anfrage bei der Stadtkasse ergab,
dass dort keine Gebühr unter dem Namen des Petenten
einbezahlt wurde. Der Petent übersandte schließlich
den entsprechenden Zahlungsbeleg, der allerdings auf
einen anderen Namen lautete. Daher konnte die Ge-
bührenzahlung erst verspätet zugeordnet werden.

Am Mittag des 29. Mai 2019 rief der Petent erneut
an. Eine weitere Mitarbeiterin des Bürgerbüros teilte
ihm mit, dass die Auskunft kurzfristig nicht erteilt
werden könne.

Am Mittwochabend ging beim Bürgerbüro eine E-
Mail des Petenten ein, in der der Petent die Mitarbei-
terin als einen „unzuverlässigen und unseriösen Men-
schen“ bezeichnete und eine Dienst- und Fachauf-
sichtsbeschwerde einlegte. Die Mitarbeiterin teilte
dem Petenten am 31. Mai 2019 per E-Mail mit, dass
der Fall zur weiteren Bearbeitung an die Vorgesetzte
weitergegeben worden sei.

Der Petent bekam schließlich am 5. Juni 2019 vom
Bürgerbüro eine neutrale Antwort mit dem Inhalt,
dass eine Auskunft aus tatsächlichen oder rechtlichen
Gründen nicht oder derzeit nicht erteilt werden könne. 

Die Bezahlung der Gebühr für die einfache Meldere-
gisterauskunft in Höhe von 8,00 Euro wurde ihm be-
stätigt. Da der Petent 13,00 Euro überwiesen hatte
(Gebühr für die erweiterte Melderegisterauskunft),
wurde er zudem darüber informiert, dass die zu viel
bezahlte Gebühr in Höhe von 5,00 Euro zurück über-
wiesen wurde.

Mit Fax vom 7. Juni 2019 forderte er das Bürgerbüro
auf, den gesamten Betrag zurückzuerstatten und legte
Beschwerde ein, weil sein Geld ohne Rechtsgrundla-
ge einbehalten werde. Zudem legte der Petent mit ei-
nem weiteren Fax am 7. Juni 2019 Rechtsbehelf ge-
gen die Melderegisterauskunft ein sowie eine Dienst-
und Fachaufsichtsbeschwerde gegen den verantwort-
lichen Mitarbeiter und bat um Erteilung eines rechts-
mittelfähigen Bescheides.

Weiter erstattete der Petent mit Fax vom 8. Juni 2019
dem Bürgerbüro gegenüber eine Anzeige gegen Frau X
mit der Begründung, dass diese eine Scheinadresse
angemeldet habe.

Der Petent hat parallel zum Petitionsverfahren beim
Verwaltungsgericht einen Antrag auf einstweilige An-
ordnung nach § 123 Verwaltungsgerichtsordnung ge-
stellt und Klage erhoben.

III. Rechtliche Würdigung

Die Prüfung der Petition hat ergeben, dass die neutra-
le Antwort rechtmäßig erteilt worden ist. Diese wird
nach Ziffer 44.1.3.3 der Allgemeinen Verwaltungs-
vorschrift zur Durchführung des Bundesmeldegeset-
zes (BMGVwV) erteilt, wenn mit den von der anfra-
genden Person oder Stelle gemachten Angaben im
Melderegister keine Person oder mehrere Personen
gefunden werden, eine Auskunftssperre nach § 51
Bundesmeldegesetz (BMG) oder ein bedingter Sperr-
vermerk nach § 52 BMG vorliegt oder sonstige
schutzwürdige Interessen gemäß § 8 BMG der Ertei-
lung einer Auskunft entgegenstehen.

Für eine neutrale Antwort auf ein Auskunftsersuchen
aus dem Melderegister wird die Gebühr für eine ein -
fache Melderegisterauskunft fällig (Verwaltungsgericht
Hannover, Urteil vom 29. September 2016, 10 A
1739/16). Dass diese Art der Auskunft für den Petenten
inhaltlich nicht befriedigend ist, steht der Gebührener-
hebung nicht entgegen. Denn die Gebühren knüpfen an
den Aufwand an, den die Bearbeitung der Anfrage ver-
ursacht, nicht an das mit ihr verbundene Interesse des
Petenten. Dieser Aufwand ist kein geringerer als bei ei-
ner Vollauskunft. In beiden Fällen muss der Sachbear-
beiter im Melderegister Nachschau halten, das Sucher-
gebnis auswerten und ein Antwortschreiben erstellen.

Die Höhe der Gebühr richtet sich nach der jeweiligen
örtlichen Gebührensatzung. Die Stadt erhebt gemäß 
§ 1 der Gebührensatzung für öffentliche Leistungen
(Verwaltungsgebührensatzung) Verwaltungsgebühren
für öffentliche Leistungen, die sie auf Veranlassung
oder im Interesse Einzelner vornimmt, soweit gesetz-
lich nichts Anderes geregelt ist.

Die Melderegisterauskunft wurde auf Antrag und im
Interesse des Petenten bearbeitet. Er ist zur Zahlung
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der Gebühr verpflichtet, da er die Amtshandlung ver-
anlasst hat (§ 1 Verwaltungsgebührensatzung). Die
Stadt erhebt gemäß § 4 Absatz 1 der Verwaltungsge-
bührensatzung in Verbindung mit Nummer 3.1.a des
Gebührenverzeichnisses (Anlage zur Verwaltungsge-
bührensatzung) eine Gebühr in Höhe von 8,00 Euro
für die einfache Melderegisterauskunft.

Nach § 11 Absatz 2 des Kommunalabgabengesetzes
soll die Gebühr die mit der öffentlichen Leistung ver-
bundenen Verwaltungskosten aller an der Leistung
Beteiligten decken; Verwaltungskosten sind die nach
betriebswirtschaftlichen Grundsätzen ansatzfähigen
Kosten mit Ausnahme der kalkulatorischen Zinsen.
Bei der Gebührenbemessung ist die wirtschaftliche
oder sonstige Bedeutung der öffentlichen Leistung für
den Gebührenschuldner zum Zeitpunkt ihrer Be -
endigung zu berücksichtigen. Sollen Gebühren nach
festen Sätzen erhoben werden, kann das wirtschaft -
liche oder sonstige Interesse der Gebührenschuldner
unberücksichtigt bleiben. Die Gebühr darf nicht in ei-
nem Missverhältnis zur öffentlichen Leistung stehen.

Feste Sätze kommen insbesondere – wie im vorlie-
genden Fall – bei Leistungen der Behörde von nur un-
tergeordneter Bedeutung oder bei standardisierten
Leistungen in Betracht. Bei der Ausstellung der einfa-
chen Melderegisterauskunft kommt bei der Stadt eine
pauschale Gebühr zum Tragen, welche mit 8,00 Euro
entsprechend dem Äquivalenzprinzip und den allge-
meinen Grundsätzen des Gebührenrechts im Verhält-
nis zum Wert der Leistungen steht. 

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Böhlen

10. Petition 16/3409 betr. Nichtraucherschutz

Der Petent hat sich am 11. Juni 2018 mit dem Anlie-
gen, der Deutsche Bundestag möge beschließen, dass
das Rauchen in Kraftfahrzeugen, in denen sich Kinder
aufhalten, verboten werde, an den Petitionsausschuss
des Deutschen Bundestags gewandt. 

Nach Auffassung des Petenten könnten sich Kinder
nicht gegen das Rauchverhalten der Mitfahrenden
wehren und seien daher den giftigen Stoffen schutzlos
ausgeliefert. Es sei nicht ausreichend, an das Gewis-
sen der Mitfahrenden zu appellieren. Um den Nich-
traucherschutz von Kindern zu garantieren, bedürfe es
der Einführung einer bußgeldbewerten Norm. Allein
diese könne das Rauchverhalten zugunsten des Nicht -
raucherschutzes beeinflussen.

Der Deutsche Bundestag hat entsprechend der Be-
schlussempfehlung des dortigen Petitionsausschusses
am 11. April 2019 beschlossen, die Petition der Bun-
desregierung, namentlich dem Bundesministerium für
Gesundheit sowie dem Bundesministerium für Ver-

kehr und digitale Infrastruktur, zu überweisen und den
Landesvolksvertretungen zuzuleiten.

Der Petitionsausschuss des Deutschen Bundestags
stützt dieses Ergebnis auf eine Stellungnahme der
Bundesregierung. Demnach würden die Verringerung
des Tabakkonsums sowie ein umfassender Schutz vor
den Gefahren des Passivrauchens mit aufeinander ab-
gestimmten präventiven, gesetzlichen und strukturel-
len Maßnahmen verfolgt. In den vergangenen Jahren
habe man durch verhaltenspräventive Maßnahmen
wie Aufklärungskampagnen, Schulprogramme oder
Programme zur Rauchentwöhnung und strukturelle
Maßnahmen wie Tabaksteuererhöhungen, Tabakwer-
beverbote sowie der Erhöhung der Altersgrenze auf
18 Jahre gute Erfolge erzielt.

Auch die Gefahren, die von Tabakrauch in Autos ins-
besondere für Kinder ausgehen, nehme man sehr
ernst. Um Kinder und Jugendliche vor den Folgen des
Passivrauchens im Auto zu schützen und Eltern für
das Thema zu sensibilisieren, habe der Drogenbeauf-
tragte der Bundesregierung im Jahr 2016 die gemein-
same Aktion „Rauchfrei unterwegs“ mit der Bundes-
zentrale für gesundheitliche Aufklärung, dem Deut-
schen Krebsforschungszentrum in der Helmholtz-Ge-
meinschaft und weiteren Akteuren initiiert. Durch
bundesweite Verteilung von Informationsmaterialien
und eine breite Berichterstattung solle auf diesem
Weg der freiwillige Verzicht auf das Rauchen im Au-
to in Gegenwart von Kindern erreicht werden. Eine
weitere Kampagne, bei der man 5.000 Parkscheiben
aufgelegt habe, sei im Mai 2018 mit Unterstützung
der Betriebskrankenkasse Verkehrsbau in Berlin ge-
startet.

Die Bundesregierung erwarte, dass die Kampagnen
die Menschen, die im Beisein von Kindern und Ju-
gendlichen im Auto rauchen, zum Nachdenken anrege
und zukünftig zu einem Verzicht auf das Rauchen im
Auto führe.

Ein gesetzliches Rauchverbot in Autos in Gegenwart
von Kindern werfe zudem eine Reihe von Fragen auf.
Demnach verfüge der Bund nach der Kompetenzver-
teilung des Grundgesetzes über keine umfassende Ge-
setzgebungszuständigkeit für den Bereich des Ge-
sundheitsrechts. Die vorgeschlagene Einführung eines
Rauchverbots in Kraftfahrzeugen, in denen sich Kin-
der aufhalten, diene dem Gesundheitsschutz, nicht je-
doch der Vermeidung von Gefahren für den Straßen-
verkehr, weshalb eine solche Maßnahme auch nicht
auf die Gesetzgebungskompetenz des Bundes für das
Straßenverkehrsrecht gestützt werden könne. Auch das
Jugendschutzgesetz, welches den Kinder- und Jugend-
schutz in der Öffentlichkeit regele, gebe keine Handha-
be. Um Kinder und Jugendliche wirksam vor den Ge-
fährdungen durch den Konsum von Tabakwaren zu
schützen, seien Abgabe- und Konsumverbote für Min-
derjährige vorgesehen, die insbesondere von Veranstal-
tern und Gewerbetreibenden zu beachten seien.

Soweit das Land betroffen ist, ist Folgendes auszu-
führen:

Zum Schutz der Passivrauchenden hat das Land Ba-
den-Württemberg bereits 2007 das Landesnichtrau-
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cherschutzgesetz erlassen. Ziel des Gesetzes ist es, ei-
nen möglichst umfassenden Schutz der Bevölkerung
vor den Gefahren des Passivrauchens zu erreichen.
Dabei stehen insbesondere solche Einrichtungen im
Vordergrund, in denen sich Kinder und Jugendliche
aufhalten. Durch das Landesnichtraucherschutzgesetz
werden deshalb Regelungen über gesetzliche Rauch-
verbote an Schulen, Jugendhäusern und Kindertages -
einrichtungen getroffen, da sich dort der besonders
schützenswerte Personenkreis der Kinder und Jugend-
lichen aufhält. Außerdem wird das Rauchen in Behör-
den, Dienststellen und sonstigen Einrichtungen des
Landes und der Kommunen sowie in Krankenhäu-
sern, Pflegeeinrichtungen und Gaststätten gesetzlich
verboten.

In Baden-Württemberg konnte durch die Umsetzung
des Landesnichtraucherschutzgesetzes bereits ein ho-
hes Maß an Nichtraucherschutz erreicht werden. 

Die Landesregierung sieht es dennoch als Verpflich-
tung an, die Prävention und Gesundheitsförderung
und damit auch den Nichtraucherschutz konsequent
weiterzuentwickeln, ohne dass daraus eine Diskrimi-
nierung der Raucherinnen und Raucher erfolgt. Dem-
gemäß wird beizeiten auch überprüft werden, wie und
in welchem Umfang der Nichtraucherschutz ausge-
weitet werden kann.

Zudem hat das Land Baden-Württemberg im vergange-
nen Jahr einen Antrag im Rahmen der Gesundheitsmi-
nisterkonferenz zum besseren Schutz von Minderjähri-
gen und Schwangeren in Kraftfahrzeugen gestellt.

Tabakrauch ist ein komplexes Gemisch aus zahl -
reichen giftigen und krebserregenden Stoffen. Wie
durch das Rauchen werden auch durch das Passiv -
rauchen schwere Erkrankungen ausgelöst. 

Kinder und Jugendliche sind besonders durch das
Passivrauchen gefährdet und können sich dem in der
Regel nicht selbstständig entziehen. Daher ist es not-
wendig, dass der Staat im Rahmen seiner Möglichkei-
ten Regelungen schafft, um diese Personengruppe
konsequent vor dem Passivrauchen zu schützen.

Nach Untersuchungen des Deutschen Krebsforschungs-
zentrums werden bei Kindern eine ganze Reihe von
gesundheitlichen Folgen beobachtet, wie beispiels-
weise die Schädigung der sich entwickelnden Lunge,
Atemwegsbeschwerden und Atemwegserkrankungen
sowie eine beeinträchtigte Lungenfunktion und Mit-
telohrentzündungen. Bei Säuglingen steigt das Risiko
des plötzlichen Kindstods.

Wie Kinder, so zeigen auch Neugeborene, deren
Mütter in der Schwangerschaft selbst geraucht haben
oder aber Tabakrauch ausgesetzt waren, deutliche
Folgen des Tabakrauchs. Sie verzeichnen ein deutlich
geringeres Geburtsgewicht und Längenwachstum so-
wie eine verminderte Lungenfunktion, die sich poten-
ziell über das ganze Leben negativ auswirken kann.
Daher ist es wichtig, neben Kindern und Jugend -
lichen auch ungeborenes Leben vor den Schäden des
Passivrauchens zu schützen.

In Raucherhaushalten werden Kinder besonders häu-
fig Tabakrauch ausgesetzt. Der Gesetzgeber hat hier

kaum eine Möglichkeit ein Rauchverbot in Gegenwart
von Kindern durchzusetzen. Durch ein Rauchverbot
in Kraftfahrzeugen jedoch, in denen die Belastung
aufgrund des geringen Raumvolumens auch noch be-
sonders hoch ist, könnte ein wichtiger und effektiver
Beitrag zum Schutz der Minderjährigen und des unge-
borenen Lebens geschaffen werden. Auch in weiteren
europäischen Ländern wie beispielsweise Österreich,
Italien, Frankreich, England und Wales, Schottland,
Irland, Griechenland und Zypern, gibt es bereits sol-
che Rauchverbote in unterschiedlicher Ausprägung.

Der Schutz von Minderjährigen und Schwangeren vor
den Gefahren des Passivrauchens in Kraftfahrzeugen
bezieht sich nicht auf eine von den Ländern zu verant-
wortende Einrichtung, wie sie Regelungsgegenstand
der Landesnichtraucherschutzgesetze sind. Zudem
wären einzelne landesrechtliche Regelungen bei ei-
nem mobilen Innenraum, in dem man sich über die
Bundesländergrenzen hinwegbewegt, nicht sinnvoll.
Die Thematik muss auf Bundesebene geregelt wer-
den. Daher haben die Länder die Bundesregierung ge-
beten, an geeigneter Stelle, beispielsweise im Bundes-
nichtraucherschutzgesetz, eine bundesgesetzliche Re-
gelung zu treffen. 

Flankierend soll die Bundeszentrale für gesundheit -
liche Aufklärung durch geeignete Maßnahmen auf ei-
ne bessere Aufklärung der Bevölkerung bezüglich
dieser Thematik hinwirken.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann über die bereits ergriffene
Initiative hinaus von Landesseite nicht ab-
geholfen werden.

Berichterstatterin: Böhlen

11. Petition 16/3413 betr. Informationspflicht

Der Petent begehrt, dass die Kommunalaufsicht den
Oberbürgermeister auf seine Informationspflicht ge-
genüber den Einwohnern nach § 20 Absatz 1 der Ge-
meindeordnung (GemO) hinweist und dafür sorgt,
dass die Einwohner über die Sitzung eines „Runden
Tisches“ zur Standortsuche für eine neue Sporthalle
informiert werden. Der Petent kritisiert außerdem die
seiner Ansicht nach unzureichende und nicht objek -
tive Berichterstattung in der örtlichen Tageszeitung.
Er bittet, dafür Sorge zu tragen, dass in der Stadt ein
unabhängiges Amtsblatt eingeführt wird.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Nach § 20 Absatz 1 GemO unterrichtet der Gemeinde-
rat die Einwohner durch den Bürgermeister über die
allgemein bedeutsamen Angelegenheiten der Gemein-
de. Zeitpunkt, Art und Weise der Information liegen
in der Entscheidung des Gemeinderats und des Bür-
germeisters. § 20 Absatz 1 GemO regelt weder eine
formalrechtliche Verfahrensbeteiligung, noch werden
dadurch Rechtsansprüche der Einwohner begründet.
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Die Frage eines Neubaus einer Sporthalle wird vor
Ort seit Jahren öffentlich diskutiert. In öffentlichen
Gemeinderatssitzungen, in den Beteiligungsformen
der Vereine, der Schulen und der Bürgerschaft, bei
Befragungen im Rahmen des Sportentwicklungsplans
und in zahlrechen Medienberichten wurde dieses The-
ma intensiv begleitet. Zuletzt hat die örtliche Tages-
zeitung ausführlich berichtet. Die Stadtverwaltung ist
ihrer Unterrichtungspflicht jederzeit nachgekommen
und wird auch weiterhin die Öffentlichkeit in dieser
Angelegenheit informieren. Es besteht deshalb keine
Veranlassung für das Regierungspräsidium als Rechts -
aufsichtsbehörde, den Oberbürgermeister auf die In-
formationspflicht nach § 20 GemO hinzuweisen.

Beim einzigen in der Petition konkret benannten Vor-
gang geht es um die Sitzung eines „Runden Tisches“
zur Sporthallenentwicklung. Dass hierüber bisher 
keine Unterrichtung der Einwohner erfolgt ist, stellt
keinen Rechtsverstoß dar, der ein Einschreiten der
Rechtsaufsichtsbehörde gebieten würde. Die Unter-
richtung der Einwohner nach § 20 Absatz 1 GemO
gehört zu den Angelegenheiten der kommunalen
Selbstverwaltung und unterliegt nur der Rechtsauf-
sicht. Insbesondere angesichts der Tatsache, dass bei
dieser Veranstaltung keine wesentlichen Ergebnisse
erzielt worden sind, ist nicht festzustellen, dass der
den Gemeindeorganen eröffnete rechtliche Spielraum
bei der Frage der Bevölkerungsinformation über-
schritten worden wäre. Fragen der Zweckmäßigkeit
der städtischen Informationspolitik sind einer Über-
prüfung durch die Rechtsaufsicht entzogen.

Die Berichterstattung über kommunale Themen in der
Presse erfolgt im Rahmen der verfassungsmäßig ga-
rantierten Pressefreiheit (Artikel 5 Absatz 1 Satz 2 des
Grundgesetzes). Eine Überprüfung der Vorwürfe des
Petenten gegenüber der örtlichen Tageszeitung, einem
privaten Unternehmen, ist im Rahmen des Petitions-
verfahrens nicht möglich.

Die Gemeinden sind nach der Gemeindeordnung nicht
dazu verpflichtet, ein eigenes Amtsblatt herauszuge-
ben. Die öffentlichen Bekanntmachungen der Ge-
meinde können außer durch Einrücken in ein eigenes
Amtsblatt auch in einer der anderen Formen nach § 1
der Verordnung des Innenministeriums zur Durch-
führung der Gemeindeordnung (DVO GemO) durch-
geführt werden. Dies bestimmt die Gemeinde durch
Satzung. Selbst wenn öffentliche Bekanntmachungen
im Amtsblatt erfolgen, liegt es in der Entscheidung
der Gemeinde, ob sie dieses auch zur Unterrichtung
der Einwohner nach § 20 Absatz 1 GemO in einem re-
daktionellen Teil des Amtsblatts nützt. 

Im vorliegenden Fall erfolgen öffentliche Bekanntma-
chungen der Stadt in der regelmäßig erscheinenden
örtlichen Tageszeitung (§ 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2
DVO GemO). Die Herausgabe eines eigenen Amts-
blatts ist von der Stadt nicht beabsichtigt und kann im
Wege der Rechtsaufsicht auch nicht verlangt werden.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Böhlen

12. Petition 16/3443 betr. Sicherungsverwahrung
(Stationskühlschrank)

Der Petent beanstandet, dass die auf der Station der
Abteilung für Sicherungsverwahrung Untergebrach-
ten den Stationskühlschrank der dortigen Stations-
küche nicht nutzen dürfen.

Die Küchen der vier Stationen sind mit jeweils einem
abschließbaren Kühlschrank versehen, in dem das
Abendessen (Wurst, Käse, Milch) für die Unterge-
brachten gekühlt wird. Den Schlüssel für den Kühl-
schrank hat der als Stationsreiniger tätige Unterge-
brachte (der sogenannte „Schänzer“), der auch das Es-
sen ausgibt. In diesen Kühlschränken darf grundsätz-
lich nur Anstaltsverpflegung zwischengelagert wer-
den. Eine private Nutzung durch die Sicherungsver-
wahrten ist aus lebensmittelhygienischen Gründen
nicht zugelassen. Eine Ausnahme gilt nur bei Ge-
meinschaftsveranstaltungen, wenn ein milieuthera-
peutisch organisiertes Gruppenessen für die gesamte
Wohngruppe vor- und zubereitet und anschließend in
dem jeweiligen Kühlschrank in der Stationsküche auf-
bewahrt wird. Diese Regelung wurde allen Siche-
rungsverwahrten in den jeweiligen Wohngruppenver-
sammlungen wiederholt bekanntgegeben.

Entgegen der Darstellung des Petenten gilt diese Re-
gelung von Anfang an einheitlich für die gesamte Ab-
teilung für Sicherungsverwahrung. Nachdem der von
dem Petenten benannte Mituntergebrachte in einer
Wohngruppenversammlung berichtet hatte, dass seine
in dem Stationskühlschrank seiner Wohngruppe gela-
gerte Milch verunreinigt worden sei, erinnerte die Sta-
tionspsychologin an das bereits bestehende Verbot,
die Stationskühlschränke privat zu nutzen. Bei einer
anschließenden Nachschau wurde festgestellt, dass
ein Teil der an den Stationskühlschränken angebrach-
ten Schlösser defekt war, und deren Reparatur veran-
lasst.

Ergänzend ist zu bemerken, dass sich die Unterge-
brachten einen haushaltsüblichen Kühlschrank oder
eine Kühl-/Gefrierschrankkombination auf eigene
Kosten zur Nutzung in ihrem Zimmer anschaffen
können. Von dieser Möglichkeit hat ein Großteil der
Untergebrachten Gebrauch gemacht, sodass der Stati-
onsreiniger das Abendessen in der Regel bereits bei
der Mittagessenausgabe an diese Untergebrachten aus-
teilt und sie es in ihrem eigenen Kühlschrank lagern.
Die Stationskühlschränke werden daher hauptsächlich
für die Kühlung des Abendessens für neu aufgenom-
mene Untergebrachte und für Untergebrachte, die sich
keinen Kühlschrank anschaffen wollen, benötigt. 

Die Verfahrensweise der Justizvollzugsanstalt ist nicht
zu beanstanden. 

Beschlussempfehlung: 

Der Petition kann nicht abgeholfen werden. 

Berichterstatterin: Böhlen
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13. Petition 16/3506 betr. Rechtsmittel gegen die
Anordnung einer MPU, Gesetzesinitiative

Der Petent wendet sich an den Petitionsausschuss des
Deutschen Bundestags sowie die Petitionsausschüsse
der Landtage der Länder und regt eine Gesetzesinitia-
tive zur Ermöglichung einer selbstständigen verwal-
tungsgerichtlichen Kontrolle der Anordnung der Vor-
lage eines Fahreignungsgutachtens an. Er kritisiert,
dass nach gefestigter höchstrichterlicher Rechtspre-
chung die Anordnung von ärztlichen oder medizi-
nisch-psychologischen Gutachten nicht als Verwal-
tungsakt, sondern lediglich als vorbereitende Maß-
nahme angesehen werde und daher keiner unmittelba-
ren verwaltungsgerichtlichen Kontrolle unterworfen
sei. Um den Bürgern unmittelbaren Rechtsschutz ge-
gen die Anordnung der Beibringung entsprechender
Gutachten zu ermöglichen, sei der Gesetzgeber gefor-
dert.

Die Prüfung der Petition hat ergeben, dass kein Be-
darf für ein gesetzgeberisches Tätigwerden besteht,
für das zudem der Bundes- und nicht der Landesge-
setzgeber zuständig wäre.

Bei der Anordnung der Beibringung eines ärztlichen
oder medizinisch-psychologischen Gutachtens nach
dem Fahrerlaubnisrecht handelt es sich nach ständiger
Rechtsprechung um eine Verfahrenshandlung nach 
§ 44 a VwGO und nicht um einen Verwaltungsakt
nach § 35 VwVfG. Die Anordnung der Beibringung
eines medizinisch-psychologischen Gutachtens dient
der Klärung von Eignungszweifeln hinsichtlich der
Fahrtauglichkeit. Sie ist Teil der Sachverhaltsermitt-
lung durch die Fahrerlaubnisbehörde und bereitet die
eigentliche Sachentscheidung über Erteilung bzw.
Entziehung der Fahrerlaubnis lediglich vor. Daher ist
sie nach § 44 a VwGO nicht isoliert verwaltungsge-
richtlich überprüfbar. 

Allerdings kann die Rechtmäßigkeit der Anordnung
im Rahmen einer behördlichen oder verwaltungsge-
richtlichen Überprüfung der Sachentscheidung (Ertei-
lung bzw. Entziehung der Fahrerlaubnis) inzident
überprüft werden. Der Betroffene ist insofern nicht
rechtsschutzlos, sondern kann sich gegen eine aus sei-
ner Sicht zu Unrecht erfolgte Anordnung zur Wehr
setzen, soweit er durch die Nicht-Erteilung bzw. Ent-
ziehung einer Fahrerlaubnis beschwert ist. Eine Aus-
nahme von dem verwaltungsprozessualen Grundsatz,
dass Rechtsbehelfe gegen behördliche Verfahrens-
handlungen nicht isoliert, sondern nur gleichzeitig mit
den gegen die Sachentscheidung zulässigen Rechtsbe-
helfen geltend gemacht werden können, ist in der ge-
schilderten Fallkonstellation nicht angebracht.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Böhlen

14. Petition 16/3580 betr. Gnadengesuch

Der Petent begehrt die Aussetzung der Vollstreckung
einer wegen Diebstahls verhängten Freiheitsstrafe von
zwei Monaten im Gnadenweg.

Zur Begründung des Gnadengesuchs bringt der Petent
vor, er kämpfe gegen sein Problem, womit er wohl die
häufige Begehung von Diebstählen meint, seit Jahren
an. Therapiebemühungen seien bisher nicht erfolg-
reich gewesen. Durch einen Unfall, bei dem er sich
das Genick gebrochen habe, was zu monatelangen
Krankenhausaufenthalten geführt habe, sei er wieder
aus der Bahn geworfen worden. Für seine Gesund-
heitsbehandlung wende er monatlich annähernd 
800 Euro auf. Fast täglich müsse er zur Krankengym-
nastik, wöchentlich zur Wassergymnastik. Er leide
unter Dauerschmerzen. Ein Antragsverfahren für ei-
nen Schwerbehindertenausweis laufe, ein erneuter
Antrag beim Job-Center auf ALG II sei gestellt.
Durch eine Inhaftierung laufe er Gefahr, seine Woh-
nung, seine sozialen Kontakte und seine Beschäfti-
gung als Taxifahrer zu verlieren. 

Durch Urteil vom 6. Dezember 2018 wurde der Petent
vom Amtsgericht wegen Diebstahls von Schrauben
und anderen Kleinteilen im Gesamtwert von ca. 20 Eu-
ro zu der Freiheitsstrafe von drei Monaten verurteilt.
Auf seine Berufung setzte das Landgericht durch Ur-
teil vom 8. Mai 2019 die Freiheitsstrafe auf zwei Mo-
nate herab. In diesem Urteil sind 14 vorausgegangene
Verurteilungen des Petenten wegen Diebstahls seit
1999 aufgeführt. Zuletzt war er durch Urteil vom 
14. Juni 2016 wegen Diebstahls in vier Fällen zu der
Gesamtfreiheitsstrafe von sechs Monaten verurteilt
worden, deren Vollstreckung zur Bewährung ausge-
setzt wurde. Zur Zeit des gegenständlichen Diebstahls
stand er unter Bewährung. Zu der vom Petenten ange-
strebten Strafaussetzung zur Bewährung hat das Ge-
richt im Urteil vom 8. Mai 2019 festgestellt, dass dem
Petenten keine günstige Sozialprognose gestellt wer-
den könne: „Der Angeklagte hat sich in der Vergan-
genheit auch durch zur Bewährung ausgesetzte Frei-
heitsstrafen nicht von neuen, einschlägigen Taten ab-
halten lassen. Es betrifft sowohl gerichtliche Ent-
scheidungen als solche im Gnadenweg gewährte.
Auch der schwere Unfall, den der Angeklagte erlitten
hat, hat es offensichtlich nicht vermocht, ihn von ei-
nem erneuten Diebstahl abzuhalten, ebenso wenig wie
es die im Jahre 2016 verhängte Bewährungsstrafe ver-
mocht hat. Zudem haben sich die äußeren Umstände
des Angeklagten nicht verbessert. Seinen Angaben
zufolge verfügt er nunmehr über keinerlei Geld mehr,
sodass die engen finanziellen Verhältnisse fortbeste-
hen. Nach alledem ist die Wahrscheinlichkeit neuer
Straftaten hoch und sind tragfähige Anhaltspunkte für
eine positive Sozialprognose nicht festzustellen.“ 

Nach der Rechtskraft des Urteils wurde der Petent auf
8. Juli 2019 zum Strafantritt geladen. Nachdem er ei-
nen Gnadenantrag mit den genannten Gründen einge-
reicht hatte, wurde die Vollstreckung der Strafe vor-
läufig eingestellt. Der Leiter der Staatsanwaltschaft
hat als Gnadenbehörde das Gesuch mit Entschließung
vom 22. Juli 2019 abgelehnt. Im Hinblick auf die Pe-
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tition ist eine erneute Ladung zum Strafantritt nicht
erfolgt. Die Staatsanwaltschaft wird nach Erledigung
des Petitionsverfahrens zunächst die gesundheitliche
Situation des Petenten klären, um festzustellen, ob er
haftfähig ist.

Gnadenerweise haben Ausnahmecharakter. Sie dienen
insbesondere dazu, Umständen Rechnung zu tragen,
die das Gericht nicht berücksichtigen konnte. Neue
Umstände von Gewicht liegen nicht vor. Vielmehr
setzt der Petent sein schon in der Vergangenheit fest-
zustellendes Verhalten fort, Bemühungen um eine Ver-
haltensänderung mitzuteilen, um auf dieser Grund lage
die Vollstreckung von Freiheitsstrafen zu vermeiden.
So hat das Justizministerium durch Entschließung vom
7. August 2008 die Vollstreckung einer Freiheitsstrafe
im Gnadenweg zur Bewährung ausgesetzt. Zweimal
wurde trotz Straftaten innerhalb der Bewährungszeit
von einem Widerruf der Aussetzung abgesehen.
Schließlich musste sie wegen erneuter Straftat doch
widerrufen werden; der Petent hat die Strafe im Jahr
2014 verbüßt. 

Voraussetzung für einen Gnadenerweis ist die Erwar-
tung künftig straffreier Führung. Diese besteht beim
Petenten nicht. Die vom Gericht getroffene negative
Feststellung hat der Petent bestätigt. Wegen eines am
8. April 2019 begangenen Diebstahls einer geringwer-
tigen Sache wurde gegen den Petenten durch Strafbe-
fehl vom 25. Juni 2019 eine Geldstrafe verhängt. Die
Tat hat er somit während laufender Bewährung und
unmittelbar vor der Berufungshauptverhandlung, in
welcher er eine weitere Bewährungsaussetzung an-
strebte, begangen. 

Die vom Petenten befürchteten nachteiligen Aus -
wirkungen auf Arbeitssituation, Wohnung oder so -
ziales Umfeld rechtfertigen einen Gnadenerweis
nicht. Deren Berücksichtigung würde nahezu jede
Vollstreckung von Freiheitsstrafe in Frage stellen.

Die vom Petenten vorgebrachten gesundheitlichen
Beeinträchtigungen und aktuellen Behandlungen sind
nicht belegt und rechtfertigen einen Gnadenerweis
nicht. Der Petent hat nur den Bericht eines Kranken-
hauses vom September 2016 vorgelegt, in welchem
nach günstigem Behandlungsverlauf die Entlassung in
ambulante Weiterbehandlung angesprochen ist. Wel-
che gesundheitlichen Beeinträchtigungen beim Peten-
ten aktuell bestehen und welche Behandlungen gege-
benenfalls erforderlich sind, wird die Staatsanwalt-
schaft im Rahmen der Prüfung der Haftfähigkeit des
Petenten klären. 

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatterin: Böhlen

15. Petition 16/3330 betr. Gebäudeschäden durch
Baustellenverkehr

Der Petent bittet den Landtag zu veranlassen, dass die
Stadt Baustellenverkehr über einen Kreisverkehr ins-
besondere für schwere Baustellenfahrzeuge untersagt.
Er befürchtet Erschütterungsschäden an seinem Haus.
Hilfsweise bittet er um Herstellung einer Auffahrram-
pe oder Abflachung der Pflastersteine im Bereich des
Kreisverkehrs vor seinem Haus. Er regt alternativ an,
dass der Baustellenverkehr über einen anderen Zu-
fahrtsweg geleitet wird. Weiterhin bittet er hilfsweise
um Darlegung der Gründe, weshalb Schäden auf-
grund Erschütterungen, die durch den Baustellenver-
kehr ausgelöst werden, nicht zu befürchten sind. 

Zum Abtransport von Abbruchmaterial im Zuge einer
Baumaßnahme der Stadt waren für die Dauer mehre-
rer Wochen täglich zahlreiche Lkw-Fahrten erforder-
lich. Im Rahmen dieser Maßnahme hatten die beauf-
tragten Bauunternehmer die Straße mit Baufahrzeu-
gen in Anspruch genommen, die für den öffentlichen
Verkehrsraum nicht zugelassen waren. Der Petent
weist zudem darauf hin, dass das Überfahren des
Kreisverkehrs mit Baustellenfahrzeugen erhebliche
Erschütterungen in seinem Haus hervorgerufen sowie
Straßenschäden verursacht hat. Er meint, dass im vor-
angegangenen Schriftwechsel mit der Stadt mögliche
Erschütterungsschäden nicht ausgeschlossen worden
sind. Die im Bereich des Kreisverkehrs angeordnete
Geschwindigkeitsbegrenzung auf Tempo 10 km/h für
Fahrzeuge > 3,5 Tonnen hält der Petent für nicht aus-
reichend, da sich die Baustellenfahrzeuge nicht daran
halten, und die Stadt die Einhaltung auch nicht kon-
trollieren würde.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Nach § 45 Absatz 1 StVO können die Straßenver-
kehrsbehörden die Benutzung bestimmter Straßen
oder Straßenstrecken aus Gründen der Sicherheit oder
Ordnung des Verkehrs beschränken oder verbieten
und den Verkehr umleiten. Die öffentliche Sicherheit
und Ordnung ist dann gefährdet, wenn eine konkrete
Gefahrenlage gegeben ist. Dies setzt voraus, dass mit
hinreichender Wahrscheinlichkeit Schadensfälle zu
befürchten sind. 

Zum jetzigen Zeitpunkt ist eine Gefährdung der öf-
fentlichen Sicherheit und Ordnung nicht zu befürch-
ten. Die betroffenen Firmen wurden auf die fehlende
Zulassung der Baufahrzeuge für den Straßenverkehr
hingewiesen. Die Frage einer Kontrolle stellt sich
zum jetzigen Zeitpunkt nicht mehr, da die fraglichen
Baustellenfahrzeuge seit April 2019 nicht mehr be -
nötigt und daher auch nicht mehr eingesetzt werden.
Die Firmen wurden auch angewiesen, den Bereich des
Kreisverkehrs langsam zu befahren. Die vom Peten-
ten gewünschte Geschwindigkeitsüberwachung kann
aus messtechnischen Gründen nicht durchgeführt
werden, da die Geschwindigkeitsbegrenzung lediglich
für eine Strecke von 20 Metern gilt. Für eine Über -
wachung wäre jedoch eine Strecke von ca. 150 bis
200 Metern erforderlich. Eine derartige Anordnung
wäre allerdings unverhältnismäßig. Bei mehreren
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Vorortüberprüfungen konnte zudem festgestellt wer-
den, dass der Kreisverkehr seit Aufstellen der Tem po-
10-Beschilderung tatsächlich mit verminderter Ge-
schwindigkeit befahren wird. Die Anordnung von
Tempo 10 ist daher eine geeignete und ausreichende
Maßnahme, um die Geschwindigkeit der Fahrzeuge
zu reduzieren. Die Anbringung einer Rampe bzw. das
Abflachen der Pflastersteine hingegen würde das An-
steigen des Geschwindigkeitsniveaus und weitere ne-
gative Auswirkungen (Lärm, Emissionen) bewirken.
Zudem würde es weiterhin zu Erschütterungen kom-
men, weil die Oberfläche im Inneren des Kreisver-
kehrs ebenfalls mit Pflastersteinen ausgebaut ist.

Gemäß § 13 Absatz 1 Straßengesetz ist der Gebrauch
der öffentlichen Straßen jedermann im Rahmen der
Widmung und der Straßenverkehrsvorschriften inner-
halb der verkehrsüblichen Grenzen gestattet. Die
Straße, um die es in der Petition geht, hat die Funktion
einer Haupterschließungsstraße mit dem entsprechen-
den Verkehrsaufkommen. Aufgrund der städtischen
Baumaßnahme wird diese Straße nicht über diese
Funktion hinaus in Anspruch genommen. Der Stadt
ist durchaus bewusst, dass während der Bauphase eine
größere Anzahl von Schwerlastverkehr vorhanden ist.
Dennoch ist die Anzahl von 55 Fahrzeugen, höchstens
64 Fahrzeuge (zwischen 7:00 Uhr und 17:00 Uhr im
Durchschnitt ca. 6 Fahrzeuge pro Stunde) aus Sicht
der Stadt für eine gewisse Zeitdauer hinzunehmen.
Durch die im Rahmen des Baustellenverkehrs entste-
henden Erschütterungen sind nach Ansicht der Stadt
keine Erschütterungsschäden zu erwarten. Denn im
betroffenen Wohngebiet wurden bereits etliche Ge-
bäude errichtet, wobei der Stadt kein einziger Fall be-
kannt ist, bei dem an einem der Gebäude im Bereich
des Kreisverkehrs Schäden aufgetreten sind. Wie dem
Petenten bereits mit E-Mail vom 9. Mai 2019 mitge-
teilt wurde, vertritt die Stadt die Auffassung, dass
durch die Nutzung der Straße durch Baufahrzeuge
keinerlei Schäden an den Gebäuden der Anwohner zu
befürchten sind. Die vom Petenten aufgeführten
Straßenschäden wurden durch das städtische Tiefbau-
amt vor Ort eingehend überprüft. Aus Sicht der Stadt
gibt es keinerlei Hinweise darauf, dass diese Schäden
tatsächlich durch den jetzigen Baustellenverkehr ent-
standen sind. Die vom Petenten vorgeschlagene Aus-
weichroute ist aus Sicht der Stadt ungeeignet, da die
jeweiligen Straßen durch enge Kurven, Gefälle und
Anstiege sowie mehrmaliges Kreuzen von Schulwe-
gen gekennzeichnet sind.

Schließlich ist die Stadt nicht dazu verpflichtet nach-
zuweisen, dass durch die Nutzung der Straße an Ge-
bäuden anliegender Grundstücke keine Schäden ent-
stehen. Vielmehr muss der Petent erschütterungsbe-
dingte Schäden zivilrechtlich geltend machen und in
diesem Zuge belegen, dass die Schäden durch die
Nutzung der Straße durch Baufahrzeuge verursacht
wurden.

Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Epple

16. Petition 16/1269 betr. Steuersache, Gesetzesän-
derung

Der Petent fordert eine Gesetzesänderung dahin -
gehend, dass bei Einsprüchen gegen Steuerbescheide
der Einspruch selbst aufschiebende Wirkung habe. Er
ist der Auffassung, dass die nicht aufschiebende Wir-
kung eines außergerichtlichen oder gerichtlichen
Rechtsbehelfs (Einspruch bzw. Klage) gegen einen
Steuerbescheid dazu führt, dass der Rechtsweg ausge-
schlossen ist. Dies verstoße gegen Artikel 19 Absatz 4
Grundgesetz (GG).

Mit diesem Anliegen hatte sich der Petent auch an das
Ministerium für Finanzen gewandt, das ihm wie folgt
geantwortet hat:

Artikel 19 Absatz 4 GG garantiert die Möglichkeit,
Entscheidungen der öffentlichen Gewalt gerichtlich
überprüfen zu lassen. Dies ist bei Steuerbescheiden
uneingeschränkt durch Einlegung eines Rechtsbehelfs
(Einspruch oder Klage) möglich. In Artikel 19 Absatz 4
GG ist dagegen gerade nicht normiert, dass Rechtsbe-
helfe auch eine aufschiebende bzw. vollziehungshem-
mende Wirkung entfalten müssen.

Bestehen ernstliche Zweifel an der Rechtmäßigkeit ei-
nes Steuerbescheids, gibt es die Möglichkeit der Aus-
setzung der Vollziehung nach § 361 Abgabenordnung
(AO). Wird ein Antrag auf Aussetzung der Vollzie-
hung vom Finanzamt abgelehnt, so besteht die Mög-
lichkeit der Anrufung des zuständigen Gerichts gemäß
§ 361 Absatz 5 AO i. V. m. § 69 Absatz 3 und 5 Satz 3
der Finanzgerichtsordnung.

Der Rechtsweg ist somit in allen Fällen eröffnet, so-
dass ein Verstoß gegen Artikel 19 Absatz 4 GG nicht
erkennbar ist.

Der Berichterstatter schließt sich dieser Einschätzung
des Ministeriums an.

Der Petent beanstandet des Weiteren zu lange Bear-
beitungszeiten. Die Beanstandung bezieht sich dabei
im Wesentlichen auf die Dauer finanzgerichtlicher
Verfahren. Soweit es die Durchführung des Besteue-
rungsverfahrens des Petenten betrifft, hat die Prüfung
er Petition ergeben, dass sich die Dauer bis zum Ab-
schluss des Verwaltungsverfahrens vornehmlich aus
dem Erklärungsverhalten des Petenten ergibt. Die An-
gaben in den Steuererklärungen werfen häufig Fragen
auf, sodass weitere Sachverhaltsermittlungen erfor-
derlich sind. Zusätzlich wird eine zügige Durch-
führung des Verfahrens durch die Praxis des Petenten
erschwert, Anträge mehrfach zu stellen und diese par-
allel an verschiedene Adressaten zu richten.

Im Übrigen waren die behördliche Verfahrensweise,
Bearbeitungszeiten und der Vorwurf der unrechtmäßi-
gen Inbesitznahme von Geld oder Gegenständen
durch das Finanzamt bereits Gegenstand der Petition
14/2930, der nicht abgeholfen werden konnte. 

Was den Vorwurf der unrechtmäßigen Inbesitznahme
von Geld oder Gegenständen betrifft, wird auf das
rechtskräftige Urteil des Amtsgerichts vom 10. Fe -
bruar 2010 verwiesen, in welchem bereits klargestellt
wurde, dass diese Behauptungen haltlos sind.
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Beschlussempfehlung:

Der Petition kann nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Rottmann

17. Petition 16/3177 betr. Geschwindigkeitsbe-
schränkungen auf Hauptdurchgangsstraßen

Aufgrund von Presseberichten zum Lärmaktionsplan
der Gemeinde Gomaringen spricht sich der Petent ge-
gen die Reduzierung der zulässigen Höchstgeschwin-
digkeit auf einzelnen Streckenabschnitten in der Ge-
meinde aus.

Die Gemeinde hat einen Lärmaktionsplan aufgestellt
und hat hierzu im Vorfeld eine entsprechende Lärm-
kartierung mit Betroffenheitsanalyse erstellen lassen.
Dies geschieht orientiert an dem im sog. „Kooperati-
onserlass-Lärmaktionsplanung“ vom 29. Oktober 2018
festgelegten Verfahren. In dem am 21. Mai 2019 be-
schlossenen Lärmaktionsplan sind auf verschiedenen
Streckenabschnitten Geschwindigkeitsbeschränkungen
auf Tempo 30 nachts (22:00 bis 6:00 Uhr) vorgesehen.

Der Petent hatte seine Petition bereits vor der Be-
schlussfassung des Lärmaktionsplans eingereicht und
nimmt Bezug auf verschiedene Presseberichte, in de-
nen über die geplanten Geschwindigkeitsbeschrän-
kungen berichtet wurde. Er ist der Auffassung, dass
die Voraussetzungen für diese Geschwindigkeitsbe-
schränkungen nicht vorlägen und befürchtet Ver-
kehrsbehinderungen.

Die Prüfung der Petition hat Folgendes ergeben:

Umfassende Hinweise für die Lärmaktionsplanung
der Städte und Gemeinden gibt der bereits genannte
Kooperationserlass-Lärmaktionsplanung des Ver-
kehrsministeriums vom 29. Oktober 2018. Die dorti-
gen Ausführungen zu straßenverkehrsrechtlichen Maß -
nahmen als Teil einer Lärmaktionsplanung gelten
zunächst nur für die nach § 47 c BImSchG kartie-
rungspflichtigen Hauptverkehrsstraßen – das sind
Bundesfern- und Landesstraßen mit mehr als drei
Millionen Fahrzeugen pro Jahr. Dies betrifft vor allem
Fragen der Bindungswirkung von in Lärmaktionsplä-
nen festgelegten straßenverkehrsrechtlichen Maßnah-
men sowie die für die Ermessensausübung im Rah-
men der Lärmaktionsplanung relevante Aussage, dass
Werte ab 65 dB(A) am Tag und 55 dB(A) in der
Nacht im gesundheitskritischen Bereich liegen. Die
einen Lärmaktionsplan umsetzende Fachbehörde kon-
trolliert anhand der begründenden Unterlagen der
planaufstellenden Kommune, ob das Planungsermes-
sen rechtsfehlerfrei ausgeübt und der Verhältnismäßig-
keitsgrundsatz beachtet wurde. Nur ein abwägungs-
mängelfreier Lärmaktionsplan darf von der Fachbehör-
de umgesetzt werden.

Für nicht-kartierungspflichtige Straßenabschnitte gilt
folgende Vorgehensweise: Werden im Lärmaktions-
plan auf freiwilliger Basis weitere Straßen einbezo-

gen, die nicht unter die Definition Hauptverkehrs-
straße gemäß § 47 b BImSchG fallen, obliegt die Er-
messensausübung für hierauf abzielende Maßnahmen
der zuständigen Verkehrsbehörde. Diese hat unter be-
sonderer Würdigung der Ausführungen des Lärmakti-
onsplans zu erfolgen. Die Anordnung unterliegt dem
Zustimmungsvorbehalt der höheren Straßenverkehrs-
behörde (VwV-StVO zu § 45 zu Absatz 1 bis 1 e 
Rn. 13 unter Verweis auf die Lärmschutz-Richtlinien-
StV). Das bedeutet, dass die Straßenverkehrsbehörde
und die höhere Straßenverkehrsbehörde bei nicht-kar-
tierungspflichtigen Straßenabschnitten durch den Lär-
maktionsplan nicht gebunden sind, sich die im Lär-
maktionsplan dargelegte Abwägung der Gemeinde je-
doch zu eigen machen können. Grundsätzlich sind die
Fachbehörden nach wie vor an die ermessenslenken-
den Verwaltungsvorschriften gebunden, was auch
vom Verwaltungsgerichtshof in seiner Urteilsbegrün-
dung bestätigt wird (VGH Baden-Württemberg, Az. 10
S 2449/17). In Baden-Württemberg wurden mit dem
Kooperationserlass-Lärmaktionsplanung weitere, für
die Landesbehörden verbindliche, ermessenslenkende
Festlegungen erlassen.

Die Kommune hat die Planaufstellung und das Pla-
nungsermessen rechtsfehlerfrei ausgeübt und den
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz beachtet. Das Ergeb-
nis ist nicht zu beanstanden.

Beschlussempfehlung:

Bei der gegebenen Sach- und Rechtslage
kann der Petition nicht abgeholfen werden.

Berichterstatter: Selcuk

10. 10. 2019                                        Die Vorsitzende:

                                                           Böhlen
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